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Die ungeklärte Kriegsschuldfrage des Ersten Weltkrieges 
Die Schuld der späteren Siegermächte, die eindeutige Kriegsziele, wie z.B. die Zerschlagung 
des Deutschen Reiches, Österreich-Ungarns und des Osmanischen Reiches, verfolgten und 
den Krieg wollten, war nachweislich wesentlich größer, als die Schuld der späteren Verlierer-
staaten, die nicht vorsichtig genug oder zu naiv waren, um die Katastrophe des Ersten Welt-
krieges zu verhindern.  
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete im Jahre 1955 über die Kriegsschuldfrage 
des Ersten Weltkrieges (x057/194): >>Die alleinige Kriegsschuld wurde von Deutschlands 
Gegnern den Mittelmächten, besonders dem Deutsch Reich, zugeschoben und als Propaganda 
in der ganzen Welt verbreitet. Diese vom deutschen Volk als Kriegsschuldlüge empfundene 
Behauptung diente später als Begründung für die harten Friedensbedingungen. 
Weder moralisch noch juristisch oder politisch konnte von einer Alleinschuld Deutschlands 
die Rede sein. Die Entwicklung von 1871 bis 1914 hatte gelehrt, daß sowohl Bismarck als 
auch Wilhelm II. ehrlich auf den Frieden bedacht waren. Weder die Regierung, noch das Volk 
hielten einen Krieg für die geeignete Lösung der europäischen Krisen. Wohl gab es auch in 
Deutschland einige wenige radikale Kreise, die einen Krieg für notwendig hielten. Der über-
wiegende Teil des deutschen Volkes war jedoch ebenso friedliebend gesinnt wie die Völker 
der übrigen Welt. 
Dagegen hat sich der Kriegswille einiger ausländischer Staatsmänner, besonders der russi-
schen, als aktenmäßig feststehend erwiesen … 
Aber die Alliierten hatten es verstanden, der Welt gegenüber Deutschland als Friedensbrecher 
hinzustellen. Hierin wurden sie unterstützt durch das diplomatisch ungeschickte Verhalten 
Deutschlands und Österreichs bei Kriegsausbruch.<<  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die Schuldklausel 
des Versailler Vertrages (x063/478): >>... Daß ... die Schuldklausel des Versailler Vertrages, 
der Artikel 231, ein Fehlurteil gegen besseres Wissen war, stand allgemein fest, als die Unta-
ten des Nationalsozialismus und der Ausbruch des Zweiten Weltkrieges die klare Sachlage 
wie mit rückwirkender Kraft wieder zu verschleiern begannen. … 
Rußland und die Kriegspartei … konnten die politischen Ziele im Westen nur durch die Auf-
lösung der österreichisch-ungarischen Monarchie und der Türkei verwirklichen. Der Weg 
nach Konstantinopel und zur Herrschaft über die slawische Welt, führte, wie der russische 
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Kronrat vom 21. Februar 1914 feststellte, zwingend über den europäischen Krieg. 
Der nie erloschene Revanchewille in Frankreich begrüßte einen solchen Krieg, der die Hoff-
nung auf die Eroberung von Elsaß-Lothringen vor Augen stellte. 
Nach der Ermordung des Thronfolgers gewannen die Kräfte in der österreichischen Regie-
rung, die auf Abrechnung mit Serbien drängten, notwendigerweise die Oberhand. Aber man 
hoffte auf einen "lokalisierten" Konflikt und war überzeugt, daß Rußland, wenn man nicht 
sofort mit äußerster Entschiedenheit vorgehe, Serbien schließlich zu Hilfe kommen werde. 
..."<<  
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 23. November 2013 
(x887/...): >>Wider die Alleinschuldthese 
Historiker belegt, daß Deutschland nicht den Ersten Weltkrieg angezettelt hat und es sogar 
Friedensgespräche suchte 
Der 100. Jahrestag des Ausbruches des Ersten Weltkrieges ist der Grund, daß zwei Bücher 
über den Ersten Weltkrieg erschienen sind, die die größte Aufmerksamkeit besonders in 
Deutschland verdienen. Da ist zum einen das voluminöse Werk des australischen Historikers 
Christopher Clark, das den Titel "Die Schlafwandler" trägt … Und da ist zum anderen das 
schmale, aber inhaltsreiche Buch des emeritierten Professors für Neue und Neueste Geschich-
te an der Universität Freiburg im Breisgau Hans Fenske "Der Anfang vom Ende des alten Eu-
ropa. Die alliierte Verweigerung von Friedensgesprächen 1914 bis 1918".  
Beide Autoren widersprechen den Behauptungen politisch angepaßter Historiker und Journa-
listen, die allein Deutschland die Schuld am Ersten Weltkrieg zuschieben. Davon könne keine 
Rede sein, meinen unabhängig voneinander die beiden Historiker.  
Obwohl Fenskes Hauptthema die Bemühungen der Reichsregierung während des Krieges 
sind, mit den Gegnern in Verhandlungen über ein Kriegsende einzutreten, schaltet er ein Ka-
pitel vor, in dem er knapp, aber faktenreich über den Beginn des Krieges berichtet und be-
weist, daß Behauptungen von einer deutschen Alleinschuld nichts anderes sind als beflissene 
Übernahme alliierter Propagandathesen. Dann zählt er sachlich die Versuche auf, die es wäh-
rend des Krieges mit dem Ziel gegeben hat, die Kriegführenden zu Verhandlungen über die 
Einstellung der Feindseligkeit zu bewegen. Und solche Versuche gab es fast nur von deut-
scher Seite. Sie erfuhren eine schroffe Ablehnung vor allem von englischer Seite, die sogar 
beleidigende Formen annahm.  
Die Friedensinitiative des Papstes vom 1. August 1917 wurde zwar von der deutschen Regie-
rung begrüßt, von den Alliierten aber sofort abgelehnt. Nach der bolschewistischen Revoluti-
on in Rußland schlug der kommunistische Volkskommissar für Auswärtiges, Leo Trotzki, den 
Westmächten vor, sich an Friedensverhandlungen zu beteiligen. Er blieb ohne Antwort.  
Als Ursachen für die strikten Ablehnungen vor allem durch Großbritannien führt Fenske die 
Kriegsziele der Westalliierten an. Sie wollten den unter der politischen Führung Bismarcks 
vier Jahrzehnte zuvor gegründeten kleindeutschen Nationalstaat zerschlagen, um in Mitteleu-
ropa wieder einen Flickenteppich von Kleinstaaten - wie vor 1871 - zu schaffen, die sich je-
derzeit den Einmischungen der sie umgebenden Länder beugen sollten.  
London beobachtete Deutschlands wirtschaftliche Entwicklung mit zunehmender Ablehnung, 
entwickelte sich das Deutsche Reich doch zu einer ernstzunehmenden Konkurrenz auf dem 
Weltmarkt. Der britische Premierminister Lloyd George erklärte, England werde kämpfen, 
"bis der preußische Militarismus auf ewig zerstört" sei, eine geradezu absurde Behauptung 
angesichts der Tatsache, daß England seit dem 17. Jahrhundert weitaus mehr Kriege geführt 
hatte als Preußen/Deutschland und sich damit ein Viertel der Erdoberfläche untertan gemacht 
hatte.  
Die haßerfüllte Haltung setzte sich durch, als 1918 Deutschland unter der Übermacht zusam-
menbrach und die Sieger im Versailler Vertrag, den Fenske einen Gewaltfrieden nennt, die 
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Bedingungen diktierten. Jede Verhandlung lehnten die Siegermächte, an der Spitze Frankreich 
und England, ab und sie drohten, die Kämpfe wieder aufzunehmen, wenn Deutschland nicht 
bedingungslos unterzeichnete.  
Alle deutschen Parteien von links bis rechts lehnten ab, die Sieger-Behauptung durch Unter-
schrift zu bestätigen, Deutschland trage am Krieg die Alleinschuld. Aber die Drohungen der 
Sieger ließen keine Wahl: Berlin mußte unterschreiben.  
Die Folgen spüren wir bis heute. Fenske führt auf, welche Gebiete Deutschland an die Sieger 
abtreten mußte, was Deutschland abzuliefern und zu zahlen hatte - eine wichtige Zusammen-
stellung, weiß doch heute kaum noch ein Deutscher, was das Land damals zu erleiden hatte. 
Sein Buch schließt mit der Bemerkung, daß er das Manuskript am 12. Oktober 2010 abge-
schlossen habe, "zwölf Tage, nachdem die Bundesrepublik Deutschland die letzte Zahlung im 
Zusammenhang mit den dem Deutschen Reich im Versailler Vertrag auferlegten Verpflich-
tungen geleistet hatte" - 92 Jahre nach Unterzeichnung des Diktats. ...<< 
Der deutsche Autor Dr. Helmut Roewer schrieb später (im Jahre 2016) im Buch "Sie wollten 
den Krieg. Wie eine kleine britische Elite den Ersten Weltkrieg vorbereitete" über die wahren 
Gründe für den Ausbruch des Ersten Weltkrieges (x337/227): >>… Die vorsätzliche nunmehr 
100-jährige Falschinformation über diese Dinge war sehr erfolgreich. Noch heute wird das 
Märchen von den deutschen Welteroberungsplänen, die angeblich den Krieg auslösten, für 
bare Münze genommen. Es soll ein barbarisches Hohenzollern-Regime hierfür die Verantwor-
tung tragen. Dem hätten sich die friedfertigen demokratischen Staaten widersetzen müssen, 
um nicht unterzugehen. Das Für-wahr-Halten solcher Lügen beruht auf einem einfachen Me-
chanismus, den man als "Propaganda" bezeichnet. 
Es geht bei der Propaganda um die stete Wiederholung einer Falschinformation, bis der Zuhö-
rer sie für eine nicht hinterfragbare Tatsache hält. …<< 
Herbert Ludwig berichtete später (am 27. Juni 2019) in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die angebliche Kriegsschuld der Deutschen (x940/…): >>Versailles 
1919 - Die Unterwerfung Deutschlands unter das Kriegsschuld-Diktat 
Am 28. Juni 2019 jährte sich zum 100. Mal der Tag, an dem die Vertreter Deutschlands er-
preßt wurden, das Versailler Diktat zu unterzeichnen und die Lüge von der deutschen Kriegs-
schuld zu akzeptieren - ein folgenschweres Ereignis, das die weitere äußere und innere Zerstö-
rung Mitteleuropas bis heute bestimmt hat. Um so wichtiger ist es, die wahren Kriegstreiber 
aufzuzeigen, wie sie heute nachgewiesen werden können. Der Deutsch-Franzose Cyril Moog 
stellt aufgrund der Forschungen schottischer Historiker übersichtlich das Netzwerk dar, das 
gegen Mitteleuropa geknüpft wurde (Herbert Ludwig). 
Ein Gastbeitrag von Cyril Moog 
"Die alliierten und assoziierten Regierungen erklären, und Deutschland erkennt an, daß 
Deutschland und seine Verbündeten als Urheber für alle Verluste und Schäden verantwortlich 
sind, die die alliierten und assoziierten Regierungen und ihre Staatsangehörigen infolge des 
Krieges, der ihnen durch den Angriff Deutschlands und seiner Verbündeten aufgezwungen 
wurde, erlitten haben." 
So lautet der Artikel 231 des "Friedensvertrages" von Versailles, den die deutsche Delegation 
am 28. Juni 1919 im Schloß von Versailles unterzeichnen mußte, um nicht zu riskieren, daß 
Deutschland besetzt und die britische Seeblockade, die zu Hunderttausenden von zivilen To-
ten in Deutschland und Österreich-Ungarn, aber auch in neutralen Staaten wie Dänemark führ-
te, weiterhin aufrecht erhalten werden würde. 
Dagegen vertritt der australische Historiker Christopher Clark die These, daß die "Schuld" für 
den Ersten Weltkrieg keineswegs bei einem einzigen Akteur zu finden sei. Vielmehr sieht er 
die Ursache in einer verhängnisvollen Kette von Entscheidungen verschiedener Akteure, die 
zum Krieg geführt haben sollen.  
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Mit seinem Titel The Sleepwalkers (deutsch: Die Schlafwandler: Wie Europa in den Ersten 
Weltkrieg zog, 2012) greift Clark das scheinbar versöhnliche Diktum des ehemaligen briti-
schen Premiers David Lloyd George aus den 1920er Jahren auf, demzufolge keine der euro-
päischen Mächte den großen Krieg wirklich gewollt habe. Vielmehr seien sie alle mehr oder 
weniger schlafwandelnd blind in die Katastrophe "hineingeschlittert". 
Was, wenn es einen solchen Kriegswunsch eben doch gegeben hat? Was, wenn der Krieg er-
wünscht und von langer Hand geplant gewesen ist - allerdings nicht von deutscher Seite? In 
ihrem 2013 erschienenen Buch Hidden History: The Secret Origins of the First World War 
offenbaren Gerry Docherty und Jim Macgregor, wie unser Bild von den damaligen Ereignis-
sen in einem ganzen Netz vorsätzlicher Lügen besteht, das die damaligen Siegermächte sorg-
fältig gestrickt haben, damit es sich tief in der Psyche festsetzt.  
Die beiden schottischen Historiker stützen sich dabei auf Fakten und Indizien, die im Laufe 
der vergangenen Jahrzehnte ans Tageslicht gekommen sind: Tatsächlich habe nicht Deutsch-
land den Ersten Weltkrieg zu verantworten, sondern ein einflußreicher Zirkel in Großbritanni-
en, der lange vor Beginn des Krieges die militärische Niederwerfung Deutschlands angestrebt 
habe. 
Am Anfang war die Angst 
Die bislang weitgehend unbekannte Geschichte, wie eine geheime Elite die Menschheit in den 
Ersten Weltkrieg stürzte, beginnt mit der Angst: der gemeinsamen Furcht einiger Angehöriger 
der englischen Oberschicht, daß eine Wachablösung anstehen würde, sollte nicht sehr bald 
etwas äußerst Radikales geschehen. Deutschland war drauf und dran, in wichtigen Bereichen 
wie Technik und Forschung, Industrie und Handel an England vorbeizuziehen.  
Daraufhin wurde im Jahr 1891 in London von Mitgliedern der englischen Herrscherklasse 
eine Geheimgesellschaft gegründet, deren Ziel nichts Geringeres als die Weltherrschaft war. 
Zu diesem Zweck sollte das British Empire reformiert und auch die engen Verbindungen zwi-
schen Großbritannien und den USA erneuert werden. "Im innersten Kreis des von Cecil Rho-
des gegründeten und finanzierten Geheimbundes stand eine handverlesene Gruppe von Män-
nern, die heimlich die britische Kolonial- und Außenpolitik kontrollierte."  
Dazu gehörten William T. Stead, einer der einflußreichsten Journalisten seiner Zeit, und Lord 
Esher, der in den letzten Regierungsjahren Queen Victorias die Interessen des Königshauses 
vertrat und sowohl unter König Edward VII. als auch unter König George V. die imperiale 
Politik steuerte. Die Gesellschaft konnte zudem auf den großen Einfluß zurückgreifen, den die 
Familien Salisbury und Rosebury schon seit Langem in der britischen Politik innehatten. Auch 
King Edward VII. und die dem britischen Establishment sehr nahestehende internationale 
Bankiersfamilie der Rothschilds konnte miteingebunden werden. … 
Südafrika 
Mithilfe massiver Investitionen seitens der Familie Rothschild war Cecil Rhodes in der Lage, 
mit Gold und Diamanten in Südafrika ein enormes Vermögen anzuhäufen. Hinzu kam, daß 
die Krone ihm die Erlaubnis erteilte, die British South Africa Company zu gründen, durch die 
er in den Genuß einer eigenen privaten Polizei und einer Armee kam, mit deren Hilfe den 
Eingeborenen auf brutale Weise mehr und mehr Land abgenommen wurde.  
Als der Geheimbund um Rhodes den Entschluß gefaßt hatte, sich das Transvaal-Gold zu si-
chern, wurde ein unausgegorener Plan für eine Invasion entwickelt, die dann auf peinliche 
Weise scheiterte. Daraufhin übernahm Alfred Milner, ein enger Vertrauter von Cecil Rhodes, 
die Leitung. Es gelang ihm, zum Hochkommissar der Kapkolonie ernannt zu werden, nur um 
anschließend einen erneuten Krieg gegen die Buren vom Zaun zu brechen.  
Während der Kampfhandlungen wurden den Briten jedoch mehrere schwere Niederlagen zu-
gefügt. "Das britische Heer brauchte nicht lange, um eindrucksvoll zu beweisen, daß es für 
den Krieg in Südafrika nicht geeignet war." 
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Das Blatt wendete sich erst am Anfang des Jahres 1900, nachdem Feldmarschall Lord Roberts 
und dessen Stabschef General Lord Kitchener mit 60.000 Mann Verstärkung in Südafrika ein-
getroffen waren.  
Als die Buren zu einem für die Briten äußerst verlustreichen Guerillakrieg übergingen, wandte 
Kitchener eine Strategie der "verbrannten Erde" an: Die Farmen in den Guerillagebieten wur-
den zerstört, die Ernten vernichtet und an die 120.000 Farmbewohner, vor allem Frauen und 
Kinder, in von Alfred Milner abgesegnete Konzentrationslagern interniert. Aufgrund katastro-
phaler Lebensbedingungen starben 26.000 Frauen und Kinder an Hunger und Krankheiten.  
1905 kehrte Milner dann nach Großbritannien zurück, von wo er das nächste Ziel besser anvi-
sieren konnte: das deutsche Kaiserreich. 
Deutschland wird ins Visier genommen 
Deutschlands wirtschaftlichen, industriellen und kommerziellen Aufstieg wertete die Geheime 
Soziopathen-Elite um Alfred Milner - Cecil Rhodes war bereits im Jahr 1902 verstorben - als 
direkte Bedrohung für ihre Weltherrschaftspläne. Zunächst würde man Verbündete für den 
Waffengang gewinnen müssen, die marode Armee mußte generalüberholt werden und auch 
die Royal Navy würde ihren historischen Vorsprung nicht einbüßen dürfen.  
Außerdem mußte man mit propagandistischen Methoden auch die Öffentlichkeit auf deutsch-
feindlichen Kurs bringen. König Edward VII., seit 1874 Großmeister der Vereinigten Großlo-
ge von England und Protektor der britischen Freimaurerei, ließ sich in die Pläne einbinden 
und wurde zum Architekten der Entente Cordiale, Lord Esher zum Dreh- und Angelpunkt der 
Bemühungen, die Armee zu modernisieren. 
Marokko - der erste Versuch 
In der bereits 1904 von London und Paris unterzeichneten Entente Cordiale wurden die briti-
sche Kontrolle über Ägypten und das Interesse Frankreichs an Marokko bekräftigt. Als Frank-
reich dazu ermutigt wurde, ein internationales Abkommen mit Marokko zu brechen, um 
Deutschland damit zum Krieg anzustacheln, schlug Kaiser Wilhelm II. jedoch vor, das Thema 
einfach auf einer Konferenz mit internationaler Beteiligung zu klären. Unterdessen lehnte das 
französische Parlament die Kriegstreiberei des französischen Außenministers Théophile Del-
cassé ab, der die volle Rückendeckung durch König Edward VII. genoß, und zwang ihn zum 
Rücktritt. Die Geheime Elite erkannte, daß man die französische Regierung erst noch viel 
gründlicher würde korrumpieren müsse. 
Ein weiterer Verbündeter - das Zarenreich 
Auch das Zarenreich sollte zu einem Bündnispartner gegen Deutschland gemacht werden. Mit 
Hilfe des russischen Außenministers Alexander Iswolski, der von der Geheimen Elite finan-
ziert wurde und fortan einen Bündniskurs mit Großbritannien verfolgte, wurde 1907 ein Ab-
kommen unterzeichnet, das Streitfragen zwischen den beiden Mächten in Afghanistan, Persi-
en und Tibet löste.  
Um Rußland schließlich in die Entente Cordiale einzubinden, wurde King Edward VII. 1908 
nach Reval entsendet, wo er sich mit dem Zaren traf. Edward ließ sich zu dem Treffen von 
seinen Beratern aus der Geheimen Elite und Mitgliedern des Committee of Imperial Defence 
begleiten, der Zar vor allem von Außenminister Alexander Iswolski, der nicht damit aufhörte, 
die Balkanstaaten gegen Deutschland und Österreich-Ungarn aufzustacheln. Die Bewegung 
für ein Groß-Serbien wurde dabei ermutigt, ihre Rachepläne nicht aufzugeben und sich auf 
spätere Einsätze vorzubereiten. 
Eine neue Regierung in England 
Noch während sich die Regierungszeit der Konservativen dem Ende näherte, hatten die Kon-
servativen unter Balfour und Landsowne einen geheimen Unterausschuß ins Leben gerufen: 
das Committee of Imperial Defence. Das Gremium nahm geheime Militärgespräche mit 
Frankreich und Belgien auf. Das Thema: Wie würde man bei einem Krieg gegen Deutschland 
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vorgehen? Als schließlich ein Regierungswechsel anstand, konnte die geheime Elite H. H. 
Asquith zum Premierminister machen, Richard Haldane zum Kriegsminister und Edward 
Grey zum Außenminister, so daß die Außenpolitik nahtlos fortgesetzt werden konnte.  
Alle drei waren enge Freunde und Bewunderer Alfred Milners, mit dem sie regelmäßig in 
Kontakt standen. Sämtliche Informationen zu ihren Aktivitäten verheimlichten sie vor dem 
liberalen Kabinett, um in aller Ruhe weiter auf einen Krieg mit dem Deutschen Reich zuzu-
steuern. Während Außenminister Grey die Pläne für den Krieg weiter vorantrieb, gab Kriegs-
minister Haldane der Armee eine neue Struktur. Admiral Sir John Fisher wiederum verpaßte 
der Flotte eine radikale Modernisierung: die Kriegsschiffe sollten fortan mit Öl befeuert wer-
den. Später übernahm Winston Churchill diese Aufgabe. 
Die Reihen schließen sich 
Die Geheime Elite wollte in der Öffentlichkeit das Gefühl vermitteln, daß Deutschlands Flot-
tenbauaktivitäten eine Bedrohung für Großbritannien darstellten. Zu diesem Zweck förderte 
Lord Northcliffe in seinen Blättern ausgedachte Schauergeschichten über eine deutsche Inva-
sion in England, ebenso über zahlreiche deutsche Spione, die angeblich verdeckt im Land 
agierten. Währenddessen wurden überall im Empire Ableger der Geheimgesellschaft gegrün-
det, um die "Dominions" stärker zu einer Einheit zu verschmelzen und auf den Krieg vorzube-
reiten; auch die USA sollten stärker eingebunden werden. 
Schon Cecil Rhodes hatte erkannt, daß die USA eine zentrale Rolle würden spielen müssen, 
wenn man eine Welt anstrebe, die von der "angelsächsischen Rasse" dominiert werden solle. 
In den USA sammelte sich die wirtschaftliche Macht immer stärker in einigen New Yorker 
Familiendynastien, darunter die Häuser Morgan und Rockefeller.  
Auch die Rothschilds waren eng mit Morgan sowie mit anderen aufstrebenden Kreditinstitu-
ten wie etwa Kuhn, Loeb & Co., Jacob Schiff und Paul Warburg verbunden. Der Geldadel in 
den USA wirkte massiv auf die Präsidentschaftswahlen von 1912 ein, damit seine Marionette 
Woodrow Wilson zum Präsidenten gewählt wurde. Wilson ermöglichte anschließend die 
Gründung des Federal Reserve Systems im Jahre 1913, das US-amerikanische Zentralbanken-
system, mit dem maßgeblich der Erste Weltkrieg finanziert werden konnte. 
Der zweite Versuch - Fes und Agadir 
1911 wurden Gerüchte einer Rebellion in Fes gestreut. Daraufhin setzte Frankreich ein großes 
Truppenkontingent in Marsch, das sich dann als Besetzungsarmee entpuppte. Deutschland 
protestierte lediglich, indem es ein kleines Kanonenboot nach Agadir entsandte. Dies wurde 
allerdings von der Geheimen Elite maßlos übertrieben: Man behauptete, Deutschland wolle in 
Agadir einen Marinestützpunkt errichten und von dort aus die Seefahrtswege bedrohen.  
In Frankreich selbst widersetzte sich der neu gewählte Ministerpräsident Joseph Caillaux den 
Kriegshetzern und nahm Verhandlungen mit dem Deutschen Reich auf. Erneut also gingen die 
Deutschen nicht in die Falle und handelten schon wieder eine diplomatische Lösung aus. Die 
Geheime Elite würde die vollständige Kontrolle über die französische Regierung übernehmen 
müssen. 
In ganz Europa, in Großbritannien und im Empire suchte sich die Geheime Elite Politiker und 
Diplomaten, die sie nach ihrem Willen formen konnte. In Paris setzte sie Alexander Iswolski, 
inzwischen russischer Botschafter in Paris, darauf an, den amtierenden französischen Mini-
sterpräsidenten Caillaux zu schwächen, und ihn durch Raymond Poincaré ersetzen zu lassen, 
einen überzeugten Revanchisten.  
Unter Poincaré verwandelte sich das französisch-russische Bündnis von einem Verteidigungs-
abkommen hin zum Kriegsabkommen. 1914 hielten französische Banken über 80 Prozent der 
russischen Staatsschulden: Poincaré und seine Förderer koppelten die Darlehen an die Bedin-
gung, daß Rußland sein Militär ausbaue und das Eisenbahnnetz so modernisiere, daß sich die 
Truppen schneller gegen Deutschland in Stellung bringen lassen könnten. Die Rothschild-
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Häuser in London und Paris arbeiteten Hand in Hand daran, Rußland über verschlungene Ka-
näle mit dem notwendigen Kapital zu versorgen. 
Pulverfaß Balkan 
Als das Jahr 1912 anbrach, war es der Geheimen Elite bereits zweimal mißlungen, das Deut-
sche Reich zu einem Krieg anzustacheln. Marokko schien sich also dafür nicht zu eignen, so 
daß Agenten der Geheimen Elite die schwelenden nationalistischen Spannungen auf dem Bal-
kan anfachten mit dem Ziel, die ganze Region in einen Brandherd zu verwandeln.  
Die Kommandokette lief vom Foreign Office zu Iswolski in Paris, weiter zu Außenminister 
Sergei Dmitrijewitsch Sasonow in Rußland und schließlich zum russischen Botschafter in 
Belgrad Nikolaus Hartwig, der als Panslawist die expansionistischen Bestrebungen Serbiens 
gegen Österreich-Ungarn unterstützte.  
Außenminister Sasonow meldete dem Zaren, daß sich die Briten insgeheim verpflichtet hat-
ten, Frankreich bei einem Krieg mit Deutschland zu unterstützen. Entsprechend ermutigt, ta-
ten sich die Russen mit dem serbischen Nationalisten Oberst Apis und dessen Organisation 
"Schwarze Hand" zusammen, um das Attentat gegen den österreichischen Thronfolger Franz 
Ferdinand vorzubereiten. 
Als seine Ermordung gelungen war, sorgte die Geheime Elite dafür, daß sich die Morde in 
Sarajewo zu einer umfassenden Krise auswuchsen. Dabei erhielt Österreich-Ungarn zunächst 
eine Menge geheuchelter Unterstützung; auch Deutschland wurde mit Freundschaftsbekun-
dungen und Sympathiebeteuerungen hinters Licht geführt.  
Auf diese Weise wurde Graf Berchtold, seit 1912 österreichischer Minister des kaiserlichen 
und königlichen Hauses und des Äußern, schließlich zu einer kühnen Reaktion ermutigt: Er 
würde der serbischen Aggression ein für alle Mal ein Ende bereiten. Mit anderen Worten: Er 
würde in die britische Falle tappen und Deutschland getreulich folgen. Wie bereits 1912 reiste 
der französische Ministerpräsident Raymond Poincaré nach Sankt Petersburg und bekräftigte 
sein Versprechen, daß Frankreich, sollte Deutschland Österreich beistehen, an der Seite Ruß-
lands in den Krieg ziehen würde.  
Im Parlament, in der Presse und in Diplomatenkreisen wurde Deutschland unterdessen vorge-
logen, daß sich die Beziehungen zu Großbritannien deutlich gebessert hätten. Dabei trieben 
die Agenten der Geheimen Elite ihre Vorbereitungen für die Zerstörung des Kaiserreiches 
immer weiter voran. 
Serbiens Antwort auf Österreichs Forderungen setzte schließlich die Falle in Kraft, die man 
Graf Berchtold gestellt hatte. Während der deutsche Reichskanzler Bethmann Hollweg noch 
verzweifelt nach Wegen suchte, den Frieden zu wahren, und auch Graf Bechthold nun bereit 
war, "einen Schritt vom Abgrund" wegzutreten, genehmigte der Zar am 26. Juli eine Teilmo-
bilisierung der russischen Streitkräfte. Daß die Generalmobilmachung durch eine Großmacht 
die erste Kriegshandlung war, galt als allgemein akzeptierte Tatsache. 
Am 1. August sandte der russische Botschafter Alexander Iswolski ein Telegramm aus Paris 
nach Sankt Petersburg: "Frankreichs Kriegsminister, in herzlicher und bester Laune, infor-
mierte mich, daß die Regierung sich verbindlich zum Krieg entschieden habe." Also fast 24 
Stunden bevor Deutschland die Generalmobilmachung verkündet und Rußland den Krieg er-
klärt hatte. Um 16 Uhr gingen aus dem zentralen Telegrafenamt in Paris Telegramme mit dem 
Befehl der Geheimmobilmachung ab.  
Zu diesem Zeitpunkt hatten auch Serbien, Österreich, Rußland, Frankreich und Großbritanni-
en auf die eine oder andere Weise damit begonnen, ihr Militär vorzubereiten. Einzig das 
Deutsche Reich hatte noch nichts unternommen. Erst nachdem der Kaiser 24 Stunden lang 
vergeblich auf eine Antwort seiner telegrafischen Forderung gewartet hatte, Rußland solle 
sämtliche Truppenbewegungen entlang der Grenze einstellen, befahl er die Generalmobilma-
chung. 
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So entschloß sich das Deutsche Reich als letzte der europäischen Großmächte zu diesem un-
widerruflichen Schritt, der ihm von der Entente Cordiale aufgenötigt wurde. "Wie", fragen 
Docherty und Macgregor, "paßt das zu der Behauptung, Deutschland habe den Ersten Welt-
krieg begonnen? … Was sonst hätte Deutschland tun können? Entweder geduldig die eigene 
Vernichtung abwarten oder zuschlagen, um sich zu verteidigen. Damit die deutschen Streit-
kräfte bei einem Zweifrontenkrieg überhaupt eine Chance hatten, mußten sie blitzartig Erfol-
ge einfahren." 
Eine gerechte Sache 
Der britische Außenminister Edward Grey wußte mittlerweile, daß die britische Öffentlichkeit 
nicht zum Krieg bereit wäre, wenn Deutschland nicht klar als Aggressor hingestellt werden 
könnte. Also benötigte er noch unbedingt eine vermeintlich gerechte Sache, um die Briten mit 
in den Krieg zu reißen: Man fand sie im "tapferen kleinen Belgien", das man vor den verach-
tenswerten "Hunnen" beschützen müsse.  
Als der deutsche Botschafter in London den Vorschlag unterbreitete, daß Belgiens Souveräni-
tät gewahrt bliebe, insofern Großbritannien dafür seine Neutralität versprechen würde, bekam 
er von Außenminister Grey keine aufrichtige Antwort. Statt dessen log er, daß es vorläufig 
nicht die geringste Absicht gebe, feindlich gegen Deutschland vorzugehen. Auf diese Weise 
sorgte Grey dafür, daß jedes Angebot von Frieden und Neutralität aus Berlin abgelehnt oder 
zurückgehalten wurde.  
Gleichzeitig zeigte er sich über das deutsche Verhalten überaus empört: Angeblich habe das 
Kaiserreich alle Bemühungen um Einigung abgetan, um stetig auf den Krieg zuzumarschieren. 
Dabei wußte er nur zu gut, daß Deutschland notwendigerweise durch Belgien würde mar-
schieren müssen, um sich gegen Frankreich zur Wehr zu setzen. 
Am Abend des 2. August übergab der deutsche Botschafter in Brüssel den versiegelten Brief, 
den Generaloberst Moltke, der Chef des deutschen Generalstabs, ihm vorher zur Aufbewah-
rung zugestellt hatte. In dem Schreiben hieß es, Deutschland habe verläßliche Informationen, 
daß Frankreich durch Belgien marschieren und das Kaiserreich angreifen wolle.  
Deutschland sei als Reaktion darauf seinerseits gezwungen, in Belgien einzumarschieren. 
Wenn sich Belgien nicht in den Weg stelle, verspreche Deutschland, nach Ende des Krieges 
und mit Friedensbeginn das Territorium zu räumen, für alle entstandenen Schäden aufzu-
kommen und die Lebensmittel zu bezahlen, welche von den deutschen Truppen verbraucht 
würden.  
Sollte Belgien die deutschen Einheiten dagegen nicht widerstandslos passieren lassen, sehe 
Deutschland sich leider gezwungen, Belgien als Feind zu betrachten. Der belgischen Regie-
rung wurden zwölf Stunden Zeit für eine Antwort gegeben, also bis 7 Uhr am Morgen des 3. 
August. König Albert I. von Belgien schickte Sir Edward Grey eine Botschaft: Belgien werde 
das deutsche Ansinnen ablehnen, man bitte um die Hilfe Großbritanniens. 
Als nun endlich feststand, daß Deutschland die belgische Neutralität definitiv verletzen wür-
de, ließ Außenminister Grey seine heuchlerische Maske fallen und "machte sein Engagement 
für eine Sache öffentlich, die nicht benannt werden konnte - den Vernichtungskrieg, den die 
Geheime Elite gegen Deutschland führen wollte".  
Im Kabinett ging es nun schlagartig um die Loyalität gegenüber Belgien. Sollten die Briten 
einfach tatenlos mit ansehen, wie Belgien unter die Räder kommt, wäre der Ruf des Empire 
auf ewig beschädigt. In Wirklichkeit hatte es bereits seit 1906 streng geheime Militärabkom-
men zwischen Belgien und Großbritannien gegeben: bis in die kleinsten Details hatten Briten 
und Belgier ihre Militärtaktik geplant und aufeinander abgestimmt.  
Die Neutralität Belgiens war also nichts weiter als eine weitere Lüge, eine Täuschung, die 
man psychologisch sehr geschickt aufrechterhalten hatte, um die Briten vom Krieg gegen 
Deutschland zu überzeugen und die Deutschen als Bösewichter darstellen zu können. Nun 
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erklärte Grey im Unterhaus, daß Großbritannien nicht tatenlos zusehen würde, sollte es zu 
einer Invasion Belgiens kommen, daß man Frankreich auf See unterstützen und Deutschland 
davon in Kenntnis setzen würde. 
Am 3. August 1914 hielt Sir Edward Grey vor dem Unterhaus eine Rede, in der er noch ein-
mal betonte, wie sehr er sich und seine Kollegen vom Foreign Office darum bemüht hätten, 
den Frieden in Europa zu bewahren. Er sprach vom furchtbarsten Verbrechen, das je die Sei-
ten der Geschichtsbücher besudelte, dann eilte er aus dem Parlament, um Deutschland das 
schicksalhafte Ultimatum zu stellen - wohlwissend, daß die Besetzung Belgiens bereits im 
Gange war, die zentrale britische Forderung also nicht mehr zu erfüllen war. "Das Ultimatum 
war somit im Grunde eine Kriegserklärung."  
Dann unterschrieb König George V. am Abend des 4. August 1914 im Buckingham Palace die 
offizielle Kriegserklärung. So bekam die Geheime Elite endlich ihren Krieg gegen Deutsch-
land, den sie seit so vielen Jahren angestrebt und geplant hatte. Kaum begonnen, wurde das 
Kaiserreich auch schon propagandistisch mit Schuld überhäuft. 
Vier Jahre später, am 11. November 1918, wurde nördlich von Paris, im Wald von Compiè-
gne, in dem Eisenbahnwagon von General Foch der Waffenstillstand mit Deutschland unter-
zeichnet. "Der Vertrag besagte, der deutsche Kaiser habe einen Expansionskrieg geführt und 
Europa tyrannisiert, während Großbritannien, Frankreich und Rußland alles getan hätten, 
um dies zu verhindern. Deutschland habe sich der schwersten Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit und die Freiheit, die je eine Nation beging, die sich selbst als zivilisiert bezeichnet, 
schuldig gemacht. Mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln - Universitäten, Presse, Kir-
chenkanzeln und dem gesamten Staatsapparat - trug die Geheime Elite diese falsche Schuld-
zuweisung in die Welt hinaus. Sie diffamierte den Kaiser und Deutschland und glorifizierte 
die Entente-Mächte."  
Gleichzeitig mußte die tatsächliche Verantwortung der britischen Elite für den Krieg vertuscht 
werden: die wahren Hintergründe sollte auch die Nachwelt niemals erfahren. 
Tatsächlich waren diese Leute auch in der Lage, die für sie relevante Geschichtsschreibung zu 
kontrollieren - und zwar "von der kleinsten Dorfschule bis hinauf zu den Elfenbeintürmen der 
akademischen Welt". Regierungsunterlagen wurden sorgfältig darauf überprüft, ob sie in die 
offizielle Version der Geschichte des Ersten Weltkrieges einfließen durften oder nicht. Poten-
tiell belastende Unterlagen wurden verbrannt, aus den offiziellen Registern getilgt, vernichtet, 
gefälscht oder umgeschrieben. 
Geschichte als Immunsystem 
Wir können davon ausgehen, daß eine solche Betrachtung der Geschichte - ganz besonders, 
wenn es sich nun um die wahre Beschreibung historischer Tatsachen handelt - auch heute 
noch politisch mehr als unerwünscht ist; mit anderen Worten: "volkspädagogisch wertlos", 
weil eine solche Geschichte wohl nicht dazu beiträgt, die Deutschen "in Schach zu halten". 
Viele Menschen im In- und Ausland scheinen immer noch eine tief verankerte Angst davor zu 
haben, daß die Deutschen - sobald sie keine Schuld, oder auch nur weniger Schuld und Ge-
wissensbisse verspürten, jene mörderische Bestie in sich wieder aufsteigen lassen könnten, die 
für einen Großteil der Greuel des 20. Jahrhunderts verantwortlich gemacht wird.  
Dabei sollte man nicht vergessen, daß gerade die offensichtlich ungerechtfertigte Schuldzu-
weisung in Bezug auf den Ersten Weltkrieg selbst nicht ganz unverantwortlich war am Erstar-
ken des Nationalsozialismus. Schließlich diente sie als Rechtfertigung für die Kriegsrepara-
tionen, die von den Nationalsozialisten propagandistisch ausgeschlachtet wurden, um gegen 
die Weimarer Republik, um gegen Freiheit, Demokratie, ja gegen das sogenannte "internatio-
nale Judentum" zu wettern. 
Selbst die Bundesrepublik wurde noch in die Pflicht genommen und mußte bis etwa 1983 14 
Mrd. DM an Reparationszahlungen für den Ersten Weltkrieg zurückzahlen. Eine stolze Sum-
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me, wenn man davon ausgeht, daß die Schuldzuweisungen auf Lügen beruhten. Hinzu kamen 
Zinsen in einer Höhe von 251 Millionen Mark aus den Jahren 1945 bis 1952, die bis zur Wie-
dervereinigung Deutschlands ausgesetzt und schließlich ab dem 3. Oktober 1990 wieder fällig 
wurden, und schließlich am 3. Oktober 2010 getilgt wurden. Wichtiger ist jedoch die Frage, 
welche Wirkung dieses Schuldbewußtsein im Bereich des Seelisch-Geistigen hat.  
Wenn es nun wirklich so ist, daß im deutschen Volk - im Sinne einer "historisch gewachsenen 
Kulturgemeinschaft, in der die Menschen eine ganz spezifische seelische Grundhaltung zur 
Welt einnehmen und zu einer besonderen Art des gedanklichen, künstlerischen und religiösen 
Strebens hinneigen", wenn in dieser deutschen Kulturgemeinschaft "das tiefe Streben veran-
lagt ist, zu den Ursachen der materiell wahrnehmbaren Welt zu dringen und die Erkenntnis 
auf die hinter der Oberfläche wirkenden geistigen Kräfte zu erweitern, die den Erscheinungen 
zugrunde liegen", daß "der Deutsche", wie Friedrich Hebbel 1860 schrieb, "alle Eigenschaften 
hat, sich den Himmel zu erwerben", so kann man sich fragen, welche Folgen dieses Schuld-
bewußtsein für das Streben nach den geistigen Quellen des Daseins haben könnte.  
Könnte es nicht sein, daß die Deutschen vor der eigenen inwendigen Hölle eine solche Angst 
haben, daß sie wie programmiert davor zurückschrecken, nach den Sternen zu greifen? 
Womöglich wirkt das deutsche Schuldbewußtsein, das mit einer Dämonisierung der deutschen 
Kultur einhergeht, in allen seinen Facetten wie eine Art geistiges Immunsystem. 
Betrachtet man nun all die Geschehnisse, die zu den zwei Weltkriegen geführt haben, aus ei-
ner geistigen Perspektive, dann können diese Weltkriege als diabolische Inszenierungen er-
scheinen, die u.a. auch dazu geführt haben, daß die Deutschen so sehr an sich selbst verzwei-
feln, daß sie keinen Gebrauch mehr von ihren spirituellen Eigenschaften machen, daß ihr 
Streben, zu den Ursachen der materiell wahrnehmbaren Welt zu dringen, aufgeben, um sich 
nur noch rein weltlichen Dingen zu widmen.  
Möge der Tag kommen, da die Deutschen und alle, die mit der deutschen Kultur auf die eine 
oder andere Weise verbunden sind, bei klarem Wissen um die grauenhaften Taten der Natio-
nalsozialisten - Taten, die tatsächlich auch im Namen des deutschen Volkes begangen wurden 
- zurückfinden zu den lichten Quellen ihrer eigenen Kultur.  
… Der Artikel wurde zuerst veröffentlicht in "Der Europäer" Februar 2019. 
Von Cyril Moog ist ein neuer Roman erschienen: Der neue Mensch - 1917-1923 …<< 
 
Die Folgen des Versailler Vertrages 

Die Versailler Friedensverträge werden die Quelle eines neuen Krieges sein. Dies ist so si-
cher wie die Wiederkehr des Tages nach entschwundener Nacht. 
Robert Lansing (1864-1928, nordamerikanischer Politiker) 

Dieser unsägliche Vertrag wurde nach dem Ersten Weltkrieg zur "Wiege" der europäischen 
Diktaturen und war zweifellos die eigentliche "Geburtsstunde des NS-Regimes". Die unheil-
vollen Friedensverhandlungen, bei denen man die Besiegten kurzerhand für "schuldig" erklär-
te, als politische Gesprächspartner ablehnte und von allen Verhandlungen ausschloß, wurden 
später wesentliche Bestandteile der radikalen NS-Propaganda.  
Der Bruch der Waffenstillstandsvereinbarungen, die unmenschliche Hungerblockade, die un-
gerechte Verurteilung, die monatelange Erpressung und die gewaltsame Durchsetzung des 
Versailler Friedensvertrages säten nicht nur grimmigen Haß und tiefe Verbitterung, sondern 
dieser ungerechte Frieden erschütterte außerdem nachhaltig die Moralvorstellungen und Ideale 
des gesamten Volkes.  
Alle gutgläubigen Menschen, die den Versprechungen der Siegermächte bedingungslos ge-
glaubt hatten, wurden bitter enttäuscht. Nach der Entwaffnung des deutschen Heeres begann 
für die Deutschen eine endlose Tragödie. Fast niemand war bereit, den Deutschen zu helfen. 



 11 

 
Abb. 57 (x065/371): "Statt der 14 Punkte 440 unerfüllbare Paragraphen". Karikatur von E. 
Schilling auf den Versailler Vertrag. 
Die ungerechtfertigten Demütigungen der "rachsüchtigen Greise von Versailles" provozierten 
naturgemäß neue Konflikte und die großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten des Deutschen 
Reiches begünstigten nachweislich Hitlers Aufstieg.  
Die willkürlichen Gebietsabtretungen im Osten und die Tatsache, daß mehreren Millionen 
Deutschen die Selbstbestimmungsrechte sowie wesentliche Menschenrechte vorenthalten 
wurden, waren bei der deutschen Bevölkerung ungemein verhaßt und erleichterten letzten En-
des Hitlers Weg zur gewaltsamen Machtübernahme.  
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Der Versailler Friedensvertrag traf das Deutsche Reich äußerst schwer und belastete die 
"Weimarer Republik" mit einer verhängnisvollen Hypothek. Aufgrund der im Versailler Ver-
trag festgelegten alleinigen Kriegsschuld Deutschlands wurde der "Friedensvertrag" von allen 
deutschen Parteien als "Diktat- und Schandfrieden" abgelehnt. Der Vertrag von Versailles galt 
im Deutschen Reich allgemein als "Schandvertrag", heimtückischer Verrat und arglistiger 
Vertrauensbruch.  
Die meisten Deutschen lehnten damals die Unterzeichnung des Vertrages entschieden ab, 
denn man verweigerte den Deutschen damals nicht nur das völkerrechtliche Selbstbestim-
mungsrecht, sondern das Land war außerdem fast schutzlos und sollte unfaßbare Reparationen 
zahlen. Die deutschen Vertragsunterzeichner der Weimarer Republik wurden später unent-
wegt als Volksverräter bzw. "Novemberverbrecher" beschimpft und verunglimpft.  
Hitler wäre ohne die von den meisten Deutschen als ungerecht empfundenen "Erniedrigungen 
und Fesseln von Versailles" mit großer Sicherheit niemals an die Macht gekommen.  
Ohne die unsäglichen Folgen dieses vermeintlichen "Friedensvertrages" hätte es außerdem 
keinen Zweiten Weltkrieg, keine Ermordung der europäischen Juden und keine Vertreibung 
der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa gegeben.  
Der "Kalte Krieg", die Spaltung und Zwangsverwaltung des Deutschen Reiches sowie die 
jahrzehntelange Ausplünderung, Umerziehung bzw. politische Entmündigung wäre den Deut-
schen ebenfalls erspart geblieben. 
Der Versailler Vertrag war ein völkerrechtswidriges Diktat gegen das Deutsche Reich und 
verstieß eindeutig gegen die Grundsätze des schon damals geltenden Völkerrechts. Das Deut-
sche Reich wurde nach der Ablehnung des Versailler Vertrages nachweislich durch Ultimaten 
- Gewaltanwendung: "Hungerblockade" vom 11.11.1918 bis zum 12.07.1919 und Gewaltan-
drohung: sofortige Besetzung des gesamten Deutschen Reiches - unter Druck gesetzt. 
Der Versailler Friedensvertrag verstieß zweifelsfrei gegen die damals geltenden Grundsätze 
des Völkergewohnheitsrechts, denn ein durch Gewaltanwendung und Gewaltandrohung er-
zwungener Vertrag stellte einen derart eklatanten und schwerwiegenden Bruch des Völker-
rechts dar, daß er von Anfang an als nichtig bzw. ungültig betrachtet werden mußte. 
Infolge der Tatsache, daß die Anerkennung des Versailler Friedensvertrages gewaltsam und 
damit völkerrechtswidrig erpreßt wurde, waren sämtliche "Friedensbedingungen" (Gebietsab-
tretungen, Wiedergutmachungsleistungen etc.) unwirksam. Die Grenzen des Deutschen Rei-
ches blieben demnach völkerrechtlich unverändert. 
Der deutsche Historiker Jan von Flocken schrieb später über die Folgen des Versailler Frie-
densvertrages (x319/80-81): >>… Das stolze, hochfahrende Deutschland sah sich 1919 als 
Paria (Ausgestoßener) unter den europäischen Nationen, verarmt und ausgeblutet durch die 
vier Jahre Krieg gegen eine übermächtige Koalition und deren Hungerblockade. Im Versailler 
Vertrag hatte man ein ganzes Volk schuldig gesprochen, ohne ihm die geringste Möglichkeit 
zur Verteidigung einzuräumen. Der Kriegschuldartikel 231 lud auf Deutschland die Bürde 
alleiniger Verantwortung für den Ausbruch des Ersten Weltkrieges. Auf diesen Paragraphen 
stützten sich auch sämtliche unsinnig hohen Reparationsforderungen von zunächst 226 Milli-
arden Reichsmark. 
Derartige ökonomische Unvernunft fand ihre Ergänzung durch politisch-moralischen Irrsinn. 
Frankreich verabreichte seinem Nachbarn eine Ohrfeige nach der anderen, die militärische 
Besetzung des Ruhrgebietes 1923 war der Höhepunkt. Ost-Oberschlesien mit Kattowitz wur-
de von Deutschland getrennt, obwohl sich 60 Prozent der Einwohner in einer Volksabstim-
mung dagegen erklärt hatten.  
In Westpreußen, Memelland und der Provinz Posen fragte man die Bevölkerung sicherheits-
halber gar nicht erst und schlug das Gebiet den Polen und Litauern zu. Danzig wurde zum 
anachronistischen Gebilde einer "Freien Stadt". Es ergab sich die einmalig groteske Situation, 
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daß Deutschland aus zwei voneinander isolierten Teilen bestand. Ostpreußen als Insel mitten 
im polnischen Ländermeer. Konflikte waren dadurch schon vorprogrammiert. 
Was der SPD-Vorsitzende und Reichspräsident Friedrich Ebert über den "Gewaltfrieden von 
Versailles im Mai 1919 sagte, sollte manchem sozialdemokratisch angehauchten Historiker in 
den Ohren klingen: "Gewalt ohne Maß und Grenzen soll dem deutschen Volk angetan wer-
den. Aus solchem aufgezwungenen Frieden müßte neuer Haß zwischen den Völkern und im 
Verlauf der Geschichte neues Morden erwachsen". Der Mann war ein Prophet.<< 
Der englische Nationalökonom John Maynard Keynes (1883-1946) schrieb später über die 
wirtschaftlichen Folgen des Versailler Friedensvertrages (x320/19): >>… Denn wenn wir be-
wußt auf die Verarmung Mitteleuropas hinarbeiten, dann wird - das wage ich vorherzusagen - 
die Rache nicht auf sich warten lassen. Nichts kann dann mehr lange den letzten Bürgerkrieg 
zwischen den Mächten der Reaktion und den verzweifelten Zuckungen der Revolution aufhal-
ten, jenen Bürgerkrieg angesichts dessen die Schrecken des Krieges mit Deutschland ein 
Nichts scheinen werden, jenen Krieg, der, ganz gleich wer siegt, die Zivilisation und den Fort-
schritt unserer Generation vernichten wird.<< 
Der russische Politiker Lenin (1870-1924, eigentlich Wladimir I. Uljanow) schrieb später über 
die Folgen des Versailler Friedensvertrages (x321/7): >>… Als Ergebnis dieses Krieges haben 
wir eine unvergleichlich schärfere Zuspitzung aller kapitalistischen Gegensätze. Der Krieg 
versetzt mit einem Schlage etwa eine Viertelmilliarde der Weltbevölkerung in eine Lage, die 
mit der von Kolonien gleichbedeutend ist, nämlich Rußland, das mit 130 Millionen zu veran-
schlagen ist. Österreich-Ungarn, Deutschland und Bulgarien mit nicht weniger als 120 Millio-
nen. Eine Viertelmilliarde von Menschen in Ländern, die teilweise wie Deutschland, zu den 
fortgeschrittensten, aufgeklärtesten, kultiviertesten gehören und technisch auf der Höhe des 
modernsten Fortschritts stehen.  
Der Krieg zwang ihnen durch den Versailler Vertrag solche Bedingungen auf, das fortge-
schrittene Völker in koloniale Abhängigkeit, Elend, Hunger, Ruin und Rechtlosigkeit gerieten. 
Sie sind durch diesen Vertrag auf viele Generationen hinaus gebunden und in Verhältnisse 
versetzt, unter denen noch nie ein zivilisiertes Volk gelebt hat. …  
Der Versailler Vertrag hat für Deutschland und eine ganze Reihe der besiegten Länder Ver-
hältnisse geschaffen, die eine materielle Unmöglichkeit der wirtschaftlichen Existenz bedeu-
ten, hat sie in Bedingungen völliger Rechtlosigkeit und Erniedrigung versetzt.<< 
Der erste Bundespräsident der Bundesrepublik Deutschland Theodor Heuss schrieb im Jahre 
1932 in seinem Buch "Hitlers Weg" - eine Studie über das Werden des Nationalsozialismus - 
über den Versailler Vertrag (x024/35): >>... Die Geburtsstunde der nationalsozialistischen 
Bewegung ist nicht München, sondern Versailles. ...<<  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über den Versailler Ver-
trag (x063/526): >>Artikel 231 des Versailler Vertrages, die "Kriegsschuld-Klausel", hat poli-
tisch und psychologisch besonders verhängnisvoll gewirkt. Es war im Lichte der Tatsachen 
eine grobe Geschichtslüge und wurde als eine schwere Beleidigung des deutschen Volkes 
empfunden. Eine deutsche Regierung, die dazu ihre Zustimmung gab, mußte jedes Ansehen 
verlieren. ...<<  
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über die Folgen des Versailler Frie-
densvertrages (x057/201,203): >>Entgegen der Zusicherung eines Friedens der Gerechtigkeit 
legte die Alliierten dem Deutschen Reich einen Diktatfrieden vor. Die erste republikanische 
Regierung, die sich nach den Wahlen der Nationalversammlung im Januar 1919 gebildet hat-
te, unterzeichnete den Vertrag von Versailles am 28. Juni 1919, um den drohenden Einmarsch 
feindlicher Truppen zu vermeiden. ...<< 
>>... Das Deutsche Reich erlebte nach 1648 und 1806/07 einen neuen tiefen Sturz im Verlauf 
seiner tausendjährigen Geschichte. Durch Hunger zermürbt, von einer feindlichen Übermacht 
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erdrückt, von seinen Bundesgenossen verlassen, von der Führung enttäuscht, innenpolitisch 
erschüttert, war das deutsche Volk gezwungen, den Kampf aufzugeben. 
In ungezählten Gruppen und Parteien zerrissen, wirtschaftlich völlig erschöpft und seelisch 
gebrochen, mußte Deutschland seinen zerschlagenen Staat neu aufrichten, seine zerstörte 
Wirtschaft wieder aufbauen und neue Kraft sammeln zum Leben. ...<<  
Der deutsche Historiker Alexander Demandt berichtete später über den "Versailler Vertrag" 
(x283/204): >>... Washington hat zwar den Krieg entschieden, sich dann aber aus der Verant-
wortung für den Frieden gestohlen. Der Kongreß hat den Vertrag von Versailles nicht unter-
zeichnet.  
Immerhin unterblieben die von der französischen Generalität geforderte Aufteilung Deutsch-
lands in seine Bundesstaaten, die Auslieferung der Generale als "Kriegsverbrecher" und die 
Deportation Kaiser Wilhelms nach Curacao, wo das Quartier für ihn bereitstand. 
Das Reizwort "Versailles" war die zugkräftigste Wahl- und Kriegsparole Hitlers. Die unbe-
zahlbaren Reparationen überforderten nicht nur die Wirtschaft, sondern, schlimmer noch, sie 
belasteten die Regierung und das Weimarer System überhaupt, das in den Augen seiner Geg-
ner von rechts wie von links zum schändlichen Erfüllungsgehilfen Frankreichs wurde. So 
stand die Demokratie auf schwachen Füßen ... So ist die Weimarer Republik gekennzeichnet 
durch die doppelte Spannung einerseits zwischen Links- und Rechtsextremisten, die sich al-
lerdings im Kampf gegen Versailles einig waren, und andererseits in der Ablehnung der par-
lamentarischen Demokratie durch die Aktivisten auf beiden Flügeln des politischen Spek-
trums und die kaisertreuen Konservativen. ...<<  
Churchill kritisierte später die verhängnisvolle Reparationspolitik der Alliierten (x069/146): 
>>Diese Diktate drücken sowohl die Wut der Sieger aus wie den Irrtum der Völker, die nicht 
begriffen, daß keine Nation die Kosten des modernen Krieges ersetzen kann. Die breiten 
Massen hatten von den einfachsten wirtschaftlichen Tatsachen keine Ahnung, und die Partei-
führer wagten mit Rücksicht auf die Wähler nicht, sie darüber aufzuklären  
Nur wenige Stimmen erhoben sich, um darzulegen, daß Reparationszahlungen lediglich auf 
dem Wege von Dienstleistungen oder durch den Transport von Waren möglich seien, und daß 
diese Waren die Industrie der Gläubiger aus dem Gleise bringen müßten. 
Die siegreichen Alliierten versicherten nach wie vor, sie würden die Deutschen "ausquet-
schen, bis die Kerne krachen". Das alles übte auf das Gedeihen der Welt und auf die Stim-
mung des deutschen Volkes gewaltigen Einfluß aus. ...<< 
Der französische Historiker Jacques Bainville schrieb später über den Versailler Friedensver-
trag (x243/13): >>Der Friede ist mild, für das, was er an Härten enthält. ... Der Vertrag nimmt 
Deutschland alles, außer der Hauptsache, dem politischen Dasein als Staat. ...  
Und was die Leidenschaften angeht, ... so enthält der Friedensvertrag alles, wessen es bedarf, 
um die Deutschen aufs äußerste zu reizen. ...  
Der Friedensvertrag hat die deutsche Einheit bewahrt. ... Darin liegt das, was wir seine Milde 
nannten. ... 
Der Vertrag ... häuft Schwierigkeiten auf mit Deutschland ... und zwischen den Alliierten. ... 
Der Friedensvertrag hat uns nicht einmal in ... günstige Bedingungen versetzt, wenn wir Krieg 
führen müssen. ... Die Meinung der Heerführer, die eine strategische Grenze forderten, ist 
nicht berücksichtigt worden. ...<<  
General Charles de Gaulle sprach im Jahre 1944 von dem "Dreißigjährigen Krieg unseres 
Jahrhunderts". De Gaulle deutet damit an, daß die 20er und 30er Jahre tatsächlich nur Pausen 
bzw. nur Zwischenkriegszeit gewesen seien (x098/41).  
In einem "Spiegel-Interview" vom 25. Januar 1971 erklärte der damalige US-Gouverneur des 
US-Bundesstaates Alabama, George Wallace: >>... Amerika ist in gewisser Weise mitverant-
wortlich für den Zweiten Weltkrieg. Denn dieser Krieg hätte sich vermeiden lassen ... Der 
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Vertrag von Versailles war ein Racheakt. Man hat den Deutschen diesen Vertrag aufgezwun-
gen, was wirklich unfair war. Hätte es diesen Vertrag nicht gegeben, dann hätte es auch keinen 
Hitler gegeben ...<<  
Der deutsche Historiker Alfred Schickel berichtete später (am 30. Juli 1994) in der Wochen-
zeitung "Das Ostpreußenblatt" über den Versailler "Friedensvertrag" (x887/...): >>Vor 80 
Jahren begann der "Zweite Dreißigjährige Krieg" Eur opas 
... Der Ausschluß Deutschlands und seiner ehemaligen Verbündeten von den Pariser Frie-
denskonferenzen taugte für den Abschluß eines wirklichen Friedensvertrages ebenso wenig 
wie die diktatorische Zuweisung der Alleinschuld am Kriege. So qualifizierten Vertreter der 
Siegermächte freimütig den Versailler Vertrag als einen "Waffenstillstand für zwanzig Jahre", 
wie Marschall Foch am Vorabend der Unterzeichnung, bzw. "ein Diktat, in dem elf neue 
Kriege enthalten sind", wie der amerikanische Spitzendiplomat William C. Bullitt nach der 
Lektüre des 440 Artikel umfassenden Vertragswerkes meinte.  
Nachdem dann im Sommer 1919 die Annahme des Versailler Vertrages durch Deutschland 
erfolgreich erzwungen werden konnte, setzten die Franzosen diese Politik der Nötigung auch 
in den nachfolgenden Jahren fort und ließen beispielsweise im Januar 1923 das Ruhrgebiet 
besetzen, als das Reich geringfügig in Verzug seiner Reparationszahlungen geraten war. Daß 
sich im Schatten dieser ... Siegerpolitik diesseits des Rheins eine radikale politische Kraft eta-
bliert hatte, die im November desselben Jahres bereits nach der Staatsführung griff und in ih-
rem "Kampf gegen Versailles" über das Scheitern des November-Putsches hinaus eine be-
drohliche Bewegung blieb, schien den Pariser Macht- und Revanche-Politikern weitgehend 
gleichgültig. ...<<  
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete im Oktober 2008 über 
Vertragsbedingungen von Versailles (x878/...): >>... Mit der Niederlage 1918 und den Ver-
tragsbedingungen von Versailles 1919 waren bereits alle Würfel gegen Deutschland gefallen. 
Die Alliierten taten alles, damit Deutschland niemals zu gleicher politisch-historischer Größe 
wie Großbritannien oder Frankreich würde aufsteigen können.  
Am liebsten hätten sie schon damals das Deutsche Reich, das ja erst knapp 50 Jahre bestand, 
wieder zerschlagen. Deutschland war als Nation, um ein Bild zu gebrauchen, gewissermaßen 
im Jünglingsalter gestoppt worden. Etwaige Entfaltungsmöglichkeiten wurden abgewürgt. 
Von den Alliierten war das auch so gemeint und ist in Deutschland so angekommen.  
Was dann nach 1918/1919 aus Deutschland kam, war ein Aufbegehren, die kleinbürgerliche 
Radikalisierung der Nazis, die alles nochmals mit unzulänglichen geistig-politischen und ma-
teriellen Mitteln auf eine Karte setzten und verloren. Das Bürgertum zog weitgehend mit, weil 
es den Nazis gelang, seine nationalen Ambitionen und Frustrationen zu bedienen. Der bürger-
liche Ehrgeiz war noch da, auch wenn ihm die politischen Grundlagen und die Erfahrung fehl-
ten. Gläubigkeit und/oder Treue ersetzen nun mal nicht den politischen Verstand. ...<<  
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete später (am 27. Juni 2009) 
über den Vertrag von Versailles (x887/...): >>Waffenstillstand für 20 Jahre 
Vor 90 Jahren wurde der Vertrag von Versailles unterzeichnet 
Gerne wird alles Unrecht und Unglück auf die "Machtergreifung" von 1933 in Deutschland 
zurückgeführt. Dabei wird die Bedeutung des Ersten Weltkrieges einschließlich der durch ihn 
in Versailles geschaffenen Friedensordnung geflissentlich übersehen. 
"Ohne Versailles kein Hitler." Diese Kritik Martin Walsers an das den Ersten Weltkrieg been-
dende Friedensdiktat ist hart, aber gerecht. Geradezu prophetisch kritisierte der französische 
Marschall Ferdinand Foch nach dem Ersten Weltkrieg, Versailles sei weniger ein Frieden als 
ein "Waffenstillstand für 20 Jahre". … 
Der Versailler Frieden war zu hart, als daß die Deutschen ihn als gerecht hätten akzeptieren 
können, aber er war zu weich, um sie längerfristig von einem Versuch der Revision abhalten 
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zu können. … 
In diesem Zusammenhang sind aber auch die deutschen Politiker der Weimarer Koalition 
nicht frei von Verantwortung für das Scheitern der Demokratie. Durch eine zu starke Fixie-
rung auf die Erfüllungspolitik trieben sie deren Gegner in die Hände der nicht am Westen ori-
entierten extremen Parteien - übrigens auch der Kommunisten.  
Wenn bundesrepublikanische Geschichtspolitiker wie Hans Mommsen den kausalen Zusam-
menhang zwischen dem von den ehemaligen Besatzungsmächten und heutigen Freunden der 
Bundesrepublik verfaßten Versailler Vertrag und der "Machtergreifung" auch bestreiten, so ist 
doch immerhin der Zusammenhang zwischen Weltwirtschaftskrise und dem Ende Weimars 
Konsens. Diese Krise ging von den Vereinigten Staaten von Amerika aus und traf vor allem 
deshalb Deutschland so schwer, weil US-Gläubiger ihre meist kurzfristigen Kredite schlagar-
tig kündigten und Unsummen aus der deutschen Wirtschaft herauszogen.  
Hauptgrund dieser Kredite wiederum war aber der gravierende Kapitalmangel in Deutschland 
infolge der immensen Reparationsverpflichtungen und auch Exportbehinderungen durch den 
Versailler Vertrag. Und da schließt sich der Kreis. Der kausale Zusammenhang zwischen Ver-
sailles und Hitler ist zwar eben leugbar, aber nicht wegzudiskutieren.<<  
Der Schriftsteller Karl Bruno Leder schrieb später in seinem Buch "Nie wieder Krieg?" über 
die Entstehung von Kriegen (x024/45-46): >>... Krieg und Frieden auf der Welt hängen von 
der subjektiven Gefühlslage der Nationen ab.  
Fühlt sich eine Nation in ihrem Selbstwertgefühl entscheidend verletzt, so wird sie nicht ru-
hen, bis diese Kränkung aufgehoben und durch einen Triumph kompensiert ist. Je tiefer die 
Demütigung geht, je schwerer das Selbstwertgefühl verletzt ist, desto bedingungsloser wird 
der Drang nach dessen Rehabilitierung.  
Einem Volk in solcher Lage kann man nicht kommen mit Bedenken und Einwänden; man 
kann ihm nicht einmal mit dem Untergang der Welt oder der Menschheit drohen.  
Ein solches Volk ist ohnehin bereit, auch den eigenen Untergang einzukalkulieren; was soll 
ihm da der Untergang der Menschheit! Im Gegenteil: Diese Aussicht stellt eher eine heimliche 
Verlockung dar; damit kann man die anderen Völker erpressen: Sollen sie gefälligst Partei 
ergreifen, und zwar die des Gedemütigten, wenn sie Katastrophen vermeiden wollen! Man 
denke etwa an die Vietnamesen; auf sie hätte auch eine Drohung mit der Atombombe keinen 
Eindruck gemacht. ... Dasselbe gilt für die Palästinenser und für viele andere Beispiele. 
Das alte Wort "lieber tot als Sklave" drückt am eindeutigsten das subjektive Bewußtsein eines 
gedemütigten Volkes aus. Gegen dieses Wort kann man nicht rational argumentieren.<<  
 
Die ersten Jahre der Weimarer Republik 
Während der österreichisch-ungarische Staat nach dem Ersten Weltkrieg auseinanderbrach, 
blieb die Einheit des Deutschen Reiches trotz des militärischen und politischen Zusammen-
bruchs erhalten. Die große Not und das Elend der Kriegs- und Hungerjahre festigten sogar 
noch den Zusammenhalt des deutschen Volkes. Fast alle bisherigen "Staatsdiener" erfüllten 
weiterhin pflichtgemäß ihre Arbeit, um die "Weimarer Republik" zu unterstützen.  
In den ersten Jahren der Weimarer Republik gab es fortwährend große außen- und innenpoliti-
sche Schwierigkeiten, so daß die Regierungen unentwegt scheiterten und wechselten. Von 
1919-23 kämpften die schwachen deutschen Regierungen fast ständig gegen linksradikale 
Kommunisten und rechtsradikale Nationalsozialisten um ihre Existenz.  
Als der kommunistische Terrorismus stärker wurde, entwickelte sich schnell eine nationalso-
zialistische Gegenbewegung, die den "roten Terror" mit dem "braunen Terror" bekämpfte. Die 
Kommunisten und Nationalsozialisten kämpften zwar angeblich gegen den Nationalsozialis-
mus bzw. gegen den Kommunismus, aber beide Gruppen verfolgten letztlich die gleichen ra-
dikalen diktatorischen Ziele. Sowohl die KPD als auch die NSDAP strebten bereits frühzeitig 
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die gewaltsame Terrorherrschaft und Vernichtung der deutschen Demokratie an.  
Trotz der fast hoffnungslosen Lage stellten sich mutige, pflichtbewußte deutsche Politiker den 
gewaltigen Aufgaben der Nachkriegsjahre. Oftmals gelang es den deutschen Regierungen nur 
mit letzter Kraft die äußeren Grenzen zu schützen, den Terror der Kommunisten und Nationa-
listen zu bekämpfen sowie die Reparationszahlungen und die Bewahrung der Staatseinheit in 
den Griff zu bekommen.  
Die Erste Deutsche Republik kämpfte unentwegt gegen die verhängnisvollen Folgen der Ver-
sailler Verträge, denn das deutsche Volk wurde nach dem Ersten Weltkrieg gewissenlos aus-
gebeutet, gedemütigt, entrechtet und mehrfach in die nationale Verelendung gestürzt. Der un-
sägliche Versailler "Friedensvertrag" brachte nicht nur die erste demokratische Republik in 
Mißkredit, sondern die ungerechten "Friedensbedingungen" der Siegermächte ließen auch er-
hebliche Zweifel an der Gerechtigkeit und den allgemeinen Grundsätzen des Völkerrechts 
aufkommen. 
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über die innenpolitische Entwick-
lung der Weimarer Republik (x057/225-227): >>... Häufige Regierungs- und Koalitionswech-
sel verschärften das innerparlamentarische Leben, zumal die rechts- und linksradikalen Grup-
pen und Parteien in steter Opposition zu Regierung und Staat ständig anwuchsen. Nach den 
Aufständen linksradikaler Elemente in Berlin und München und nach Putschversuchen von 
rechts, erschütterten zahlreiche politische Morde den neuen Staat …  
Ende 1923 kam es zu einer Krise zwischen dem Reich und Sachsen sowie Bayern, wo "natio-
nale Kräfte" sich vom Reich lösen wollten und ein Putschversuch der neuen nationalsozialisti-
schen Partei gegen das Reich scheiterte beim Hitlerputsch am 9. November 1923. 
Diese Unruhen waren weitgehend bedingt durch die wirtschaftlichen und sozialen Schwierig-
keiten hervorgerufen durch die Folgen des Krieges und die Belastung des Versailler Friedens. 
Die Reparationsschuld war ursprünglich auf 226 Milliarden Mark und dann im Jahre 1921 auf 
132 Milliarden Mark festgesetzt worden.  
Über die Durchführung entstanden besonders mit Frankreich wachsende Spannungen. Auf 
zahlreichen Konferenzen der Alliierten verhandelte man über die Reparationen. Die deutschen 
Regierungen bemühten sich vergebens, ein für das Wirtschaftsleben und die Zukunft des deut-
schen Volkes erträgliches Maß zu erreichen. Unter dem drohenden Einmarsch alliierter Trup-
pen mußte man schließlich das Londoner Ultimatum annehmen. 
Um dieselbe Zeit begann im Mai 1921 der Währungsverfall: 1 Goldmark = 15 Papiermark, so 
daß Deutschland eine Stundung beantragte. Diese Stundung scheiterte schließlich an der Hal-
tung Frankreichs, das schließlich im Widerspruch zu England, unterstützt von Italien und Bel-
gien, auf Grund von geringfügigen deutschen Lieferungsrückständen den verhängnisvollen 
"Weg der produktiven Pfänder" beschritt und das Ruhrgebiet militärisch besetzte. 
Der von der deutschen Regierung Cuno durchgeführte "passive Widerstand", begleitet von 
Sabotageakten einzelner Deutscher und separatistischen Versuchen, durch Frankreich unter-
stützt, führte zu keinem Erfolg. Aber auch die französische Politik war gescheitert. ... 
Nachdem die Diktaturversuche von links in Sachsen und rechts in Bayern gescheitert waren, 
galt es die Währung zu stabilisieren, da der Markkurs im November 1923 völlig zusammen-
gebrochen war: 1 Goldmark = 1 Billion Papiermark. 
So drohte neben der innerpolitischen eine soziale und wirtschaftliche Krise, die das Leben in 
Deutschland zum Erlahmen brachte und die nackte Existenz des Volkes bedrohte. 
Nach den Plänen von Helfferich, Luther und Schacht wurde im November die Rentenmark 
geschaffen, deren Ausgabe auf 3.200 Millionen beschränkt blieb und die sich auf eine Bela-
stung von Grundbesitz, Industrie, Handel und Banken stützte. So gelang es durch das "Wun-
der der Rentenmark", die Währung zu stabilisieren und damit die gelähmte Wirtschaft aus 
eigener Kraft wieder zu beleben. 
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Die Stabilisierung war aber mit der Zerrüttung des deutschen Volksvermögens verbunden, da 
die alten Guthaben nur zu einem geringen Prozentsatz "aufgewertet" wurden, was die kleinen 
Sparer um ihre Erträge brachte und den Mittelstand vernichtete. Damit vollzog sich eine Um-
bildung der sozialen Struktur, wie sie die Geschichte des deutschen Volkes noch nicht aufzu-
weisen hatte. 
Dennoch bewährte sich in der Not die Lebenskraft des Volkes, das seit einem Jahrzehnt un-
ermeßliche Leiden durch Krieg, Revolution und Inflation hatte erdulden müssen.<<  
Der britisch-nordamerikanische Historiker Geoffrey Parker schrieb später über den Anfang 
und die ersten Jahre der Weimarer Republik (x192/428): >>... Drei Monate lang versuchten 
beide Seiten, die Oberhand zu gewinnen, doch als die Kommunisten im Januar 1919 einen 
offenen Aufstand in Berlin begannen, gab es den Republikanern die Möglichkeit, die Armee 
zur Niederschlagung der Revolte zu Hilfe zu rufen. Bald danach trat in Weimar - da die 
Hauptstadt Berlin nicht sicher schien - eine Nationalversammlung zusammen, die eine Ver-
fassung für den jungen Staat ausarbeitete. 
Das Überleben der "Weimarer Republik", wie der neue Staat genannt wurde, war jedoch nie 
wirklich gesichert. Während ihres kurzen Bestehens mußte sie sich gegen die - häufig gewalt-
samen - Attacken extremer Gruppen der Rechten und Linken zur Wehr setzen. 1920 unter-
nahmen Monarchisten einen Umsturzversuch; 1923 versuchte eine eigenartige Koalition aus 
unzufriedenen Offizieren unter Führung Ludendorffs und der rechtsextremen Partei Adolf 
Hitlers, durch einen Putsch in München die Regierungsgewalt in Bayern an sich zu reißen. 
Auch sie mußte sich geschlagen geben. 
Solange die deutsche Wirtschaft ein einigermaßen hohes Beschäftigungsniveau halten konnte, 
funktionierte das Weimarer Experiment relativ gut. Doch als sich die materiellen Umstände 
verschlechterten, stieg die Attraktivität jener Gruppen, die versprachen, mit "fester Hand" und 
stärkeren staatlichen Eingriffen den Wohlstand zurückzubringen. 
Letzten Endes waren es die Siegermächte, welche die Zerrüttung der deutschen Wirtschaft 
verursachten. … 
1921 verkündete eine Reparationskommission nach langen Beratungen, daß insgesamt eine 
Summe von 132 Milliarden Goldmark an die Siegermächte zu zahlen sei. Das war für 
Deutschland, dessen Wirtschaft durch den Krieg ebenfalls stark geschädigt worden war, eine 
groteske Forderung, doch katastrophale Dimensionen erreichte das Problem durch den Zu-
sammenbruch der deutschen Währung: Die Mark, die 1914 bei 25 US-Cents stand, fiel bis 
Juli 1922 auf 2 Cents und wurde danach praktisch wertlos: 4,2 Billionen Papiermark waren 
Ende 1923 für einen Dollar zu zahlen. Das Bürgertum, das durch Anleihen den Krieg finan-
ziert hatte, war ruiniert. 
Großbritannien war der Ansicht, daß der Zusammenbruch der Mark auf die Reparationslasten 
zurückzuführen sei, und schlug ein Einfrieren der Zahlungen vor. Gleichzeitig forderten die 
Briten jedoch, daß auch ihre eigenen Schulden und die anderer europäischer Mächte gegen-
über den Vereinigten Staaten gestrichen werden sollten. Die Amerikaner lehnten ab.  
Statt dessen setzte einen Sachverständigenausschuß unter der Leitung des amerikanischen 
Bankiers Charles L. Dawes 1924 einen fixen Zeitplan für die Zahlung der vereinbarten Repa-
rationen fest, und das Geld begann schneller denn je in die USA zu fließen. Da immer mehr 
Reserven aus Europa für die Rückzahlung von Schulden und den Zinsendienst verwendet 
werden mußten, schrumpfte der Markt für Industriegüter, es entstand ein massives Ungleich-
gewicht in der internationalen Wirtschaft.  
Damit war die Bühne bereitet für die Weltwirtschaftskrise, die schließlich den vom Ersten 
Weltkrieg begonnenen Prozeß vollenden sollte: die Zerstörung der alten Ordnung Europas.<<  
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über die "Weimarer Republik" (x051/627): >>… Revo-
lutionäre Unruhen und Aufstände von "links", so in Berlin - Spartakus-Aufstand 1919, im 
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Ruhrgebiet 1919 und 20, in Bayern - wo 1919 vorübergehend eine Räterepublik bestand, in 
Mitteldeutschland und Hamburg 1921 und 23, in Sachsen und Thüringen 1923; Putschversu-
che von "rechts" - Kapp-Putsch 1920, Hitlerputsch 1923 und die rechtsradikale Agitation ge-
gen die Republik - Dolchstoßlegende, Novemberverbrecher; polnische Aufstandsversuche in 
Oberschlesien 1919, 20 und 21; Auseinandersetzungen zwischen Reichsregierung und 
Reichswehrführung; Konflikte zwischen dem Reich und einzelnen Ländern, insbesondere 
Bayern 1923; der sogenannte Ruhrkampf; zahlreiche politische Morde - z.B. 1919 an den 
KPD-Führern Luxemburg und Liebknecht, 1921 an Erzberger, 1922 an Rathenau - und nicht 
zuletzt die politischen, wirtschaftlichen und finanziellen Folgen des Krieges, vor allem die 
Zahlung von Reparationen an die Alliierten, die wesentlich zur seit Mitte 22 galoppierenden 
Inflation beitrugen, belasteten die junge Republik schwer und gefährdeten ihren Bestand.  
2. Die Konsolidierung 1924-29. Der Abbruch des Ruhrkampfes im August 23, die Beendi-
gung der Inflation durch die Einführung der Rentenmark im November 23 und die Beilegung 
des Konfliktes zwischen Bayern und dem Reich im Februar 24 leiteten eine Phase der wirt-
schaftlichen und politischen Konsolidierung und Stabilisierung der Weimarer Republik ein. 
...<<  
 
Die "Goldenen Zwanziger Jahre" 
Die deutsche Wirtschaft erholte sich im Jahre 1925 zwar überraschend schnell, aber der Wie-
deraufbau wurde fast ausschließlich mit Fremdkapital des Auslands - überwiegend durch US-
Anleihen - finanziert. Da die deutsche Reichsregierung nicht genügend Eigenkapital besaß, 
mußte sich der Staat zwangsweise immer höher verschulden. Damit man die jährlichen Repa-
rationen zahlen konnte, mußte das Deutsche Reich notgedrungen ständig mehr ausländisches 
Fremdkapital aufnehmen.  
Die völlig unrealistischen Reparationszahlungen wirkten sich langfristig katastrophal aus, 
denn sie blockierten zwangsläufig den Wiederaufbau eines gefestigten Staates und verhinder-
ten die Wiederherstellung der deutschen Kreditfähigkeit. Die hohe Verschuldung des deut-
schen Staates und der deutschen Industrie wirkten sich später während der Weltwirtschaftskri-
se besonders verhängnisvoll aus.  
Der deutsche Journalist und Autor Jürgen Elsässer schrieb später über das Vorgehen der Wall 
Street bei der Reparationsfrage nach dem Ersten Weltkrieg (x321/81): >>... Der Unterschied 
zwischen der Politik der französischen Regierung und dem Vorgehen der Wall Street in der 
Reparationsfrage war der zwischen mittelalterlicher Brutalität und neuzeitlicher Raffinesse. 
Die Franzosen verhielten sich wie Raubritter, sie wollten ihr Territorium bis zum Rhein er-
weitern und alles konfiszieren, was nicht niet- und nagelfest war. … 
Diese Strategie führte in das Chaos des Jahres 1923: Mit der Besetzung des Ruhrgebietes er-
reichte Paris keine erhöhten Kohle- und Stahlablieferungen - aber hätte beinahe die Machter-
greifung von extrem links (in Mitteldeutschland) oder von extrem rechts (in Bayern) ermög-
licht.  
Die Wall Street setzte nach diesem Fiasko eine clevere Wende durch: Damit man die deutsche 
Kuh bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag melken konnte, mußte man sie durch kontrollierte Füt-
terung am Leben halten, wenn auch nur knapp über dem Existenzminimum und unter scharfer 
Bewachung. Der Dawes-Plan 1924 und der Young-Plan von 1929 waren die operative Umset-
zung des neuen Kurses: Deutschland erhielt amerikanische Kredite, mit denen es seine 
Schuldzinsen an Frankreich und Großbritannien bezahlen konnte, die damit wiederum ihre 
kriegsbedingten Außenstände an die Wall-Street-Banken abtrugen.  
Das ganze war ein perfekter Ringtausch, im Zuge dessen J. P. Morgan & Co. ihre Darlehens-
summen umgehend zurückbekamen, ohne daß sich die deutsche Schuld verringerte - dafür 
sorgte das Zinseszins-System. …<< 
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Die sogenannten "Goldenen Zwanziger Jahre" waren nur kurze, "oberflächliche Träume" und 
spielten sich nur in einer relativ kleinen Bevölkerungsschicht ab. Es war eine Zeit, die beson-
ders durch merkwürdige Übererregtheit, überschwengliche Lebensfreude, dramatisches, hekti-
sches und lautstarkes Leben sowie dümmliche Selbsttäuschung geprägt wurde.  

 
Abb. 59 (x149/51): "Großstadt" von Otto Dix, 1927/28. 
Während sich die Schickeria der großen "Welle der Begierde" und "dem Tanz auf dem Vul-
kan" hingab, erhöhte man für den Arbeitnehmer die tägliche Arbeitszeit von 8 auf 12 Stunden. 
Die damalige Zeit der "Goldenen Zwanziger" war hauptsächlich eine Epoche der großen Bon-
zen, Schieber und Spekulanten sowie die große Zeit der ausschweifenden, oberflächlichen 
Vergnügungsindustrie.  
In den Jahren 1925-29 gehörten Bestechungen, Korruptionsfälle, Skandale und Schiebungen 
von sagenhaften Ausmaßen zur allgemeinen Tagesordnung. Während skrupellose Betrüger, 
rücksichtslose Wucherer und andere Ganoven riesige Gewinne erzielten, kämpfte die große 
Mehrheit der verarmten deutschen Bevölkerung täglich um ihre Existenz. In jener Zeit lebten 
ungezählte hungernde Menschen in bitterer Not, am Rand des Existenzminimums, und hoff-
ten auf den Anfang eines besseren Zeitalters.  
Die NSDAP wurde im Jahre 1925 in den meisten deutschen Ländern wieder zugelassen und 
konsequent nach dem "Führerprinzip" ausgerichtet, aber der wirtschaftliche Aufschwung 
stoppte den Aufstieg der rechtsradikalen Partei zunächst nachhaltig.  
Richard Nikolaus Graf von Coudenhove-Kalergi (1894-1972, österreichisch-ungarisch-
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japanischer Herkunft, Begründer der Pan-Europabewegung bzw. der Europäischen Union) 
schrieb im Jahre 1925 über die Schwächen der Demokratie warnte bereits im Jahre 1925 vor 
dem nächsten Krieg (x903/…, x056/14): >>In seinem 1925 erschienenen Buch "Praktischer 
Idealismus" bezeichnete Kalergi die Demokratie als "ein klägliches Zwischenspiel" zwischen 
zwei aristokratischen Epochen, der des Blutadels und des neuen, von jüdischem Geist gepräg-
ten Geistesadels. Die moderne Demokratie durchschaute er als praktisches Instrument der Plu-
tokratie: 
"Heute ist Demokratie Fassade der Plutokratie (Herrschaft des Geldes bzw. der Reichen): 
weil die Völker nackte Plutokratie nicht dulden würden, wird ihnen die nominelle Macht über-
lassen, während die faktische Macht in den Händen der Plutokraten ruht. In republikanischen 
wie in monarchischen Demokratien sind die Staatsmänner Marionetten, die Kapitalisten 
Drahtzieher: sie diktieren die Richtlinien der Politik, sie beherrschen durch Ankauf der öf-
fentlichen Meinung die Wähler, durch geschäftliche und gesellschaftliche Beziehungen die 
Minister. … Die Plutokratie von heute ist mächtiger als die Aristokratie von gestern: denn 
niemand steht über ihr als der Staat, der ihr Werkzeug und Helfershelfer ist." (S. 39) 
Ihm schwebte vor, den "plutokratischen Demokratismus" durch die Aristokratie eines neuen 
Geistesadels zu ersetzen, in der die verschiedenen Völker in einer "eurasisch-negroiden Zu-
kunftsrasse" aufgehen sollen (S. 22, 23). …<< 
>>Europäer! Europäerinnen!  
In europäischen Fabriken werden täglich Waffen geschmiedet, um europäische Männer zu 
zerreißen. ... Europas Politik steuert einem neuen Kriege zu. ... Eine Krise löst die andere ab.  
Dieser Vernichtungskrieg, den die europäische Politik vorbereitet, wird an Schrecklichkeit 
den (Ersten) Weltkrieg ebenso weit hinter sich lassen, wie dieser den deutschfranzösischen 
(Krieg von 1870/71). ... Sein Ziel (wird) die Ausrottung der feindlichen Nation (sein). ... Das 
zersplitterte Europa geht somit einer dreifachen Katastrophe entgegen; dem Vernichtungs-
krieg, der Unterwerfung durch Rußland, dem wirtschaftlichen Ruin.  
Die einzige Rettung ... ist: Paneuropa; der Zusammenschluß aller demokratischen Staaten 
Kontinentaleuropas zu einem Verband. Die Gefahr des europäischen Vernichtungskrieges 
kann nur gebannt werden, durch einen paneuropäischen Schiedsvertrag; die Gefahr der russi-
schen Herrschaft ... nur ... durch ein paneuropäisches Defensivbündnis; die Gefahr des wirt-
schaftlichen Ruins ... nur durch eine paneuropäische Zollunion. Der Schiedsvertrag sichert 
den Frieden - das Bündnis sichert die Freiheit - die Zollunion sichert die Wirtschaft.<<  
Der deutsche Schriftsteller Leonhard Frank schrieb später über die "Goldenen Zwanziger" in 
Berlin (x149/50): >>Damals war die schöne Zeit. Von den Nachwirkungen des verlorenen 
Krieges war nichts mehr zu spüren. Die Wirtschaftsverhältnisse hätten nicht besser sein kön-
nen, wenn Deutschland den Krieg gewonnen haben würde. ... 
Ein neues Deutschland hatte sich herausgeschält. Eine Art Märchen von Aschenbrödel war für 
eine ganze Nation Wirklichkeit geworden. 
Diese Zeit war der Beweis dafür, daß Wirtschaftskraft und -aufstieg auch das geistige und 
künstlerische Schaffen befruchten. ...  
Die Bücherproduktion war größer als je. Die neue expressionistische Richtung, in Deutsch-
land entstanden, beeinflußte die europäische Dichtung. Theater, Oper, Konzerthäuser waren 
überfüllt. Europäische Künstler aus Paris, London, Rom, die nach Berlin kamen, waren begei-
stert und wollten nicht mehr fort. Die Luft in Berlin war elektrisch geladen. ...<<  
Außenminister Gustav Stresemann kritisierte am 27. August 1928 die zunehmende Amerika-
nisierung der Deutschen (x063/554-555): >>... Wir sind im gegenwärtigen Deutschland mehr 
amerikanisiert als irgendeine andere Nation in Europa. Wir arbeiten zu viel. Wir sind ein Volk 
der Hast und Unruhe der Großstädte geworden. Unsere Presse gibt die Sensationen wieder, 
die heute dem Menschen hundertfache Eindrücke übermitteln und ihm das Bild zeigen, das 
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durch Amerika zunächst den Völkern der Welt vor Augen geführt wird. Im Innern aber lebt 
unbewußt der Gedanke, daß wir in diesem modernen Leben ein Stück unserer Seele verloren 
haben.  
Wien und Österreich steht uns vor Augen als ein Land, das anders lebt als wir, das, wenig-
stens früher, ruhiger und beschaulicher war. Aus jener Stadt und jenem Land klingen uns die 
Namen Mozart und Schubert entgegen. Dort bedeutet Theater und Literatur noch mehr als 
Boxkampf. Im österreichischen Volke, das aus Menschen unseres Blutes besteht, suchen wir 
unsere eigene verlorene Seele ...<<  
 
Reparationszahlungen nach dem Ersten Weltkrieg 
Während der Konferenz von Paris im Januar 1921 forderten die Siegermächte eine Entschädi-
gung von 269 Milliarden Goldmark, zahlbar in 42 Jahresraten. Ferner verlangte man eine 
42jährige Ausfuhrabgabe von jährlich etwa 1-2 Milliarden Goldmark (x041/85). Nach Be-
kanntgabe dieser unfaßbaren Forderung reagierte das deutsche Volk mit großer Empörung 
oder völliger Verzweiflung.  
Der deutsche Wirtschaftsjournalist Paul C. Martin berichtete später über die nach dem Ersten 
Weltkrieg zu zahlenden Reparationen (x286/41-42): >>... Womit hätten die Deutschen zahlen 
sollen? Nachdem ihnen Land und der Rest ihrer Schätze, das Gold war im Krieg draufgegan-
gen, genommen waren, konnten sie nur mit Hilfe von Waren leisten. Diese Waren aber woll-
ten die Alliierten nicht abnehmen.  
Deutschland hatte - wie immer - eine passive Handelsbilanz - importierte also mehr als es ex-
portieren konnte. Wie sollte es aus einem Überschuß seine Schulden tilgen? 
Der englische Ökonom John Maynard Keynes erkannte mit seinem in Cambridge und mit lan-
ger Lektüre der "Times" geschulten Intellekt, daß das nicht funktionieren konnte. Er wurde als 
Berater des englischen Schatzamtes Mitglied der Friedensdelegation und schrieb 1919 ein 
Buch über die "Wirtschaftlichen Folgen des Friedens". Sein Gedanke "Deutschland kann nicht 
bezahlen, da die Sieger ihm verwehren, Überschüsse zu erwirtschaften". Mit dem Buch wurde 
Keynes weltberühmt - ein Beweis, daß gesunder Menschenverstand damals noch in Ehren 
stand. Genutzt hat es nichts. 
Die deutschen Reparationen wurden 1920 auf 226,4 Milliarden Goldmark festgesetzt. Das war 
36mal soviel, wie die Deutschen im letzten großen Krieg, den gegen Frankreich 1871, als 
Kontribution kassiert hatten. ...  
1921 wurden die Deutschen angewiesen, über 42 Jahre hin zu zahlen, und zwar in steigender 
Summe. Pro Jahr war das nun eine erträglichere Zahl. Aber der Denkfehler war der gleiche:  
Deutschland konnte nicht zahlen, da es nichts hatte und es ihm verwehrt war, Geld zur Zah-
lung zu verdienen. Der Zahlmeister war gar keiner.  
Es bleibt bis heute ein Rätsel, wieso das mit den Reparationen niemand früher durchschaut 
hatte. Immer hatte Deutschland mehr importiert als exportiert:  
1900 war das Verhältnis Export zu Import: 4,6 zu 5,8 Milliarden, 1905: 5,7 zu 7,1 Milliarden, 
1910: 7,5 zu 8,9 Milliarden. Nur 1913 glich sich die Handelsbilanz beinahe aus. Deutschland 
exportierte für 10,097 Milliarden und importierte für 10,770 Milliarden Mark. ...<<  
Die deutsche Reichsregierung bat die US-Regierung am 20. April 1921 um Hilfe, da man die 
geforderten Reparationen nicht bewältigen konnte. 
Die US-Regierung schlug am 21. April 1921 eine Reparationskonferenz - mit Beteiligung der 
USA - zur Lösung der deutschen Finanzierungsprobleme vor. 
Am 29. August 1924 nahm der Reichsrat gemäß den Beschlüssen der deutschen Reichsregie-
rung den Dawes-Plan an, um das Reparationsproblem zu bewältigen. Das Deutsche Reich 
sollte bis August 1928 jährlich 1,0-1,75 Milliarden Mark und danach ab September 1928 für 
unbestimmte Zeit jährlich 2,5 Milliarden Mark zahlen (x041/88). Als Starthilfe erhielt das 
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zahlungsunfähige Deutsche Reich im Jahre 1924 erstmalig US-Darlehen in Höhe von 800 
Millionen Goldmark, um fällige Reparationszahlungen zu leisten.  
Der Dawes-Plan sah vor, daß die vom Deutschen Reich zu leistenden Reparationen an die 
Alliierten vor allem durch Kredite aus den Vereinigten Staaten von Amerika zu finanzieren 
waren. Mit Hilfe des Dawes-Planes sollten die deutsche Wirtschaft unterstützt und die Repa-
rationszahlungen für die nächsten 5 Jahre gesichert werden. Das Deutsche Reich mußte die 
gesamten Zolleinnahmen und verschiedene Steuern an die alliierten Siegermächte verpfänden 
(x149/44). Die deutsche Reichsbank wurde außerdem vom 4. Oktober 1924 bis zum Ende des 
Dawes-Planes im Jahre 1929 unter internationale Aufsicht gestellt, um die deutsche Zahlungs-
fähigkeit zu gewährleisten (x175/212). 
Der nordamerikanische Bankier und Politiker Charles Dawes erhielt für die Leitung des inter-
nationalen Ausschusses im folgenden Jahr den Friedensnobelpreis. 
Der deutsche Wirtschaftsjournalist Paul C. Martin berichtete später über den "Dawes-Plan" 
(x286/42-43): >>... Nach der großen Inflation von 1920/23 und einem Moratorium wurde 
1924 ein neuer Plan ausgeheckt. Diesmal unter Federführung eines Profis, des amerikanischen 
Bankiers Charles Dawes. Der argumentierte wie ein Bankier: Erst die Sau mästen, bevor sie 
abgestochen wird. So bekam Deutschland gleich einen "Stabilisierungs-Kredit" über 800 Mil-
lionen, der zog weitere Gelder ins Land. Aus diesen Geldern konnten auch zunächst die Zah-
lungen geleistet werden: jährlich bloß noch 2,4 Milliarden Goldmark. Dawes bekam für sein 
Kunststück den Friedensnobelpreis. 
Deutschland war Zahlmeister geworden, aber einer, der den Leuten nur jenes Geld wiedergab, 
das man dem Zahlmeister geliehen hatte. 
Das ging schief ... Die deutsche Handelsbilanz war passiv wie eh und je. Zwischen 1924 und 
1928 stiegen die Exporte von 10 auf 12,3 Milliarden Mark. Die Importe aber stiegen von 9 auf 
14 Milliarden. 1929 sah es wieder mal nach einer ausgeglichenen Handelsbilanz aus - aber die 
Freude war kurz. Die Weltwirtschaftskrise startete, die deutsche Wirtschaft, basierend auf 
kurzfristigen Krediten, schrumpfte wie ein alter Apfel. Die bangen Fragen der Kreditgeber 
wurden drängender, die Kredite schließlich abgezogen. Das Ende war die Pleite.<<  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über den 
"Dawes-Plan" (x068/216): >>Die Amerikaner schätzten uns richtig ein durch das ganze Jahr-
hundert. Sie wußten auf die Deutschen ist Verlaß. Erst konnten sie die Nation 1917/18 kaputt-
schießen, danach, in den goldenen zwanziger, den braunen dreißiger Jahren, sie wieder aufer-
stehen lassen, in den vierziger Jahren ihr erneut den Rest geben, recht kräftig sogar und end-
lich in den fünfziger Jahren sie abermals aufrüsten - ein wahrhaft wundervolles Geschäft, das 
Geschäft des Jahrtausends.  
... Im ... Jahr 1924 ist es bezeichnenderweise ein Bankier, Charles G. Dawes, der … für eine 
Reorganisation der Deutschen Reichsbank und die Stabilisierung der deutschen Währung ein-
tritt durch eine Anleihe von nicht weniger als 800 Millionen Goldmark. 
Eine mildtätige Aktion? Ein karitativer Anflug? Ein Samariterdienst? Nun, man brauchte eine 
gewisse wirtschaftliche Gesundung, eine aktive Handelsbilanz, um weitere Reparationslei-
stungen zu bekommen, um Deutschland auch künftig auspowern zu können.  
Dabei mußte es auf die endgültige Festsetzung der Höhe der Reparationen freilich verzichten. 
Doch ermöglichte die gewaltige Geldspritze die Rückkehr der deutschen Währung zum Gold-
standard. Und da die deutsche Wirtschaft nun wieder in Schwung kommt, die deutsche Tüch-
tigkeit floriert, der innerdeutsche Markt sich förmlich bläht, zieht die erste Anleihe die nächste 
nach sich, dann immer neue mit hohen Zinssätzen natürlich, auch für langfristige Projekte, 
und bald sind die ausländischen, meist US-Anleihen auf 16 Milliarden geklettert.  
Hatte Arthur Rosenberg, der marxistische Historiker, so unrecht, als er schrieb, Deutschland 
sei damals zu einer Kolonie der New Yorker Börse geworden? Jedenfalls wuchs Deutschlands 
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Verschuldung infolge dieser Kredite immer mehr. ...<<  
Herbert Ludwig berichtete später (am 30. April 2015) in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die Reparationszahlungen und den Aufbau der deutschen Rüstungs-
industrie nach dem 1. Weltkrieg (x943/…): >>Von der Wegbereitung des Nationalsozia-
lismus durch britisch-amerikanische Finanzkreise 
… Die Finanzelite formiert sich 
Nach G. Preparata gingen wesentliche Impulse von Montagu Norman aus, dem Gouverneur 
der Bank von England, von Benjamin Strong, dem Gouverneur der Federal Reserve Bank von 
New York und den "Mandarinen des amerikanischen Bankennetzes" J. P. Morgan & Co. 
Deutscher Vermittler war Hjalmar Schacht, enger Freund Montagu Normans und auch von 
den Amerikanern sehr geschätztes Mitglied der internationalen Bruderschaft der Banker, der 
1923 zum Reichswährungskommissar und Präsidenten der deutschen Reichsbank lanciert 
wurde.  
Er wurde eingebettet in einen "Generalrat" der Reichsbank von vierzehn Mitgliedern, "von 
denen die Länder der Alliierten die Hälfte stellten." Die Reparationszahlungen von 132 Milli-
arden Goldmark, die das ausgeblutete Deutschland unmöglich leisten konnte, worauf die Alli-
ierten aber bestanden, boten den Ansatzpunkt. Sie setzten voraus, daß die deutsche Wirtschaft 
wieder in Gang kam. 
Die dazu benötigten Kredite sollten aber ausschließlich angloamerikanische sein, um die 
Deutschen unter ihre vollständige Kontrolle zu bringen. Schacht sorgte im Zusammenhang 
mit der Währungsreform zur Stabilisierung der neuen Reichsmark für einen Kreditstopp im 
Inneren und stieß damit die Tür für die westliche Geldversorgung Deutschlands auf, in deren 
Verlauf schließlich kein einzelner Tropfen in Deutschlands Geldkreislauf dem Land gehörte. 
Die Reparationszahlungen 
Mit dem vom New Yorker Bankhaus Morgan & Co entwickelten Dawes-Plan, den der Plan 
des Morgan-Mann Owen Young modifizierte, flossen nach Deutschland ab 1924 jährlich Mil-
liarden-Kredite, zumeist aus den USA, zum geringeren aus Großbritannien. Der Kreditfluß 
ging zum einen Teil zu überhöhten Zinsen an den Staat, zum anderen Teil an die Industrie, um 
die Wirtschaft anzukurbeln. Der Staat verwendete einiges für die Infrastruktur, das meiste für 
die Reparationen.  
Über die Höhe differieren die Angaben der Experten. Nach Antony Sutton zahlte Deutschland 
zwischen 1924 und 1931 etwa 36 Milliarden Mark Reparationen und erhielt etwa 33 Milliar-
den Mark Kredit. Guido G. Preparata beziffert die Kredite bis 1930 auf 28 Milliarden Dollar 
und die Reparationszahlungen auf 10,3 Milliarden Dollar. Carroll Quigley nennt für die Zeit 
von 1924 bis 1931 Kredite an Deutschland von 18,6 Mrd. Mark und 10,5 Mrd. Mark Repara-
tionen. 
In jedem Fall konnten die Reparationen weitgehend oder ganz mit Krediten finanziert werden, 
so daß die gewünschte wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands dadurch kaum belastet wur-
de. "Man erinnere sich daran, daß dieses System von den internationalen Bankern installiert 
wurde. Das Verleihen anderer Leute Geld (nämlich amerikanischer Investoren) an Deutsch-
land war für diese Banker sehr profitabel.  
Mit Hilfe dieser amerikanischen Anleihen konnte Deutschland seine Industrie neu aufbauen 
und mit großem Abstand nach unten zur zweitbesten der Welt machen. ... Mit Hilfe dieser An-
leihen waren die (Reparations-)Gläubiger Deutschlands fähig, ohne Lieferung entsprechender 
Güter oder Dienstleistungen ihre (eigenen) Kriegsschulden an England und die Vereinigten 
Staaten zu bezahlen.  
Devisen gingen als Anleihen an Deutschland, dann als Reparationen weiter an Italien, Belgi-
en, Frankreich und Großbritannien und schließlich als Rückzahlung von Kriegsschulden zu-
rück an die Vereinigten Staaten." Von dort wurde es dann, mit einer zusätzlichen Zinslast be-
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legt, wieder nach Deutschland gelenkt - und so weiter. 
"Was an dem System nicht stimmte, war nur,  
a) daß es in sich zusammenfallen würde, wenn die Vereinigten Staaten aufhören würden zu 
leihen und  
b) daß in der Zwischenzeit die Schulden nur von einem Konto auf ein anderes verschoben 
wurden, aber niemand der Zahlungsfähigkeit wirklich näher kam. ... Dadurch wurde nichts 
wirklich geregelt, aber die internationalen Banker saßen im Himmel unter einem Dauerregen 
von Gebühren und Provisionen."  
Dabei muß man bemerken, daß die Financiers periodisch ihre Bankiershüte ablegten und neue 
Hüte als Staatsmänner aufsetzten. Als Staatsmänner formulierten sie den Dawes und den 
Young-Plan aus, um das "Problem" der Reparationen zu "lösen", und als Bankiers legten sie 
die Darlehen auf. 
Der Aufbau der Kartelle und der Rüstungsindustrie 
Ein wesentlicher Teil der Operationen der angloamerikanischen Finanzwelt war der Aufbau 
eines industriellen Kartellsystems in Deutschland. "Die drei größten Darlehen, die unter dem 
Dawes-Plan von den internationalen Bankern der Wall Street für deutsche Schuldner in den 
zwanziger Jahren gehandhabt wurden, kamen drei deutschen Kartellen zugute, die einige 
Jahre später Hitler und den Nazis zur Macht verhalfen." 
Es waren dies 
1. die Vereinigte Stahlwerke AG, die 1926 durch die Fusion der Thyssen-, der Phönix-Grup-
pe, der Rheinischen Stahlwerke sowie der Rheinelbe-Unternehmen Deutsch-Luxemburgische 
Bergwerks- und Hütten-AG, Bochumer Verein und Gelsenkirchener Bergwerks-AG gebildet 
wurden. Der Zusammenschluß umfaßte damit einen Gutteil der deutschen Eisen-, Stahl- und 
Bergwerks-Gesellschaften in der Grundproduktion; 
2. Die Allgemeine Elektrizitäts-Gesellschaft (AEG), einer der weltweit größten Elektrokon-
zerne, stellte neben Produkten für die elektrische Energietechnik und den Haushaltsbedarf 
Geräte zur elektrischen Heizung, Straßenbahnen, Elektro- und Dampflokomotiven sowie im 
Tochterunternehmen NAG auch Kraftfahrzeuge her; 
3. Die amerikanische Tochter der IG Farben, die American IG Chemical. IG Farben war das 
seinerzeit größte Chemieunternehmen der Welt mit Sitz in Frankfurt am Main, zu dem sich 
1916 BASF, Bayer, Hoechst und andere zunächst locker verbunden und am 2. Dezember 1925 
fusioniert hatten. 
Nur eine Handvoll New Yorker Finanzhäuser waren an der Finanzierung der deutschen Repa-
rationen und dem Aufbau insbesondere für die Rüstung grundlegender Industrien beteiligt. 
"Drei Häuser - Dillon, Read & Co; Harris, Forbes & Co und National City Company - legten 
fast drei Viertel des Gesamtbetrages der Anleihen auf und ernteten die meisten Gewinne."  
Ab Mitte der zwanziger Jahre beherrschten die zwei großen deutschen Kombinate der IG Far-
ben und der Vereinigten Stahlwerke das Kartellsystem der Chemie- und Stahlindustrie, das 
durch die Anleihen geschaffen wurde. IG Farben war der große Produzent chemischer Grund-
stoffe, die auch von anderen Chemiewerken gebraucht wurden, so daß sie fähig waren, dem 
gesamten Markt ihren Willen aufzudrücken. Ähnlich dominierten die Vereinigten Stahlwerke 
mit ihrer Roheisenkapazität, die größer war als die aller anderen deutschen Eisen- und Stahl-
hersteller zusammen, auch den Markt der halbfertigen Eisen- und Stahlprodukte. 
"Unter den Produkten, welche die IG Farben und die Vereinigten Stahlwerke zur wechselsei-
tigen Zusammenarbeit zusammenbrachten, waren Steinkohleteer und chemischer Stickstoff, 
die beide von primärer Bedeutung für die Herstellung von Sprengstoffen sind." 
So erhielten die IG Farben-Tochtergesellschaften, die Sprengstoffe produzierten, ihre Teer-
kohleprodukte wie Benzol, Toluol usw. von den Vereinigten Stahlwerken, und deren Spreng-
stoff produzierende Tochterfirmen bezogen ihren Stickstoff von IG Farben. 
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"Unter diesem System gegenseitiger Zusammenarbeit und untereinander verflochtener Ab-
hängigkeit produzierten die beiden Kartelle IG Farben und Vereinigte Stahlwerke 95 % der 
deutschen Sprengstoffe in den Jahren 1937/38, am Vorabend des Zweiten Weltkrieges. Diese 
Produktion war von ihrer Kapazität her durch amerikanische Anleihen aufgebaut worden und 
wurde bis zu einem gewissen Grad durch amerikanische Technologie ermöglicht.  
Von zentraler Bedeutung für ein industrielles Land ist der Flüssigkeitstreibstoff in ausreichen-
der Menge, dessen Bedarf in einem Kriege ins Astronomische steigt. Deutschland hatte keine 
Ölquellen, aber reichliche Vorräte an Kohle. Chemiker der IG Farben hatten ein Verfahren 
entwickelt, das Hydrierung genannt wurde, mit dem Kohle in Öl umgewandelt werden konnte. 
Das Vorstands-Mitglied Carl Bosch unternahm es, Amerikas obersten Öl-Trust, Standard Oil 
(von John D. Rockefeller), dafür zu gewinnen, die Kosten für die weitere Forschung und Ent-
wicklung synthetischen Treibstoffs mitzutragen.  
"Für die Weltrechte auf die Nutzung des Hydrierungsprozesses außerhalb Deutschlands trat 
Standard Oil der IG Farben 35 Mio. Dollar in Standard-Oil-Aktien ab." 1928 wurden die 
amerikanischen Niederlassungen zur Holding IG Chemie zusammengefaßt und 1929 zur 
American IG Chemical Company verschmolzen, ein Tochterunternehmen der deutschen IG 
Farben, in dem die beiderseitigen Interessen von IG Farben und Standard Oil zur Herstellung 
synthetischen Öls verfolgt wurden. Die Zusammenarbeit der IG Farben und der Standard Oil 
gab IG Farben praktisch das Monopol über die deutsche Benzinproduktion während des Zwei-
ten Weltkrieges. 
Dabei ist nicht uninteressant: Im Aufsichtsrat der amerikanischen Tochter "saßen einige der 
bedeutendsten Industrie- und Wirtschaftskapitäne Amerikas wie Edsel Ford von der Ford Mo-
tor Company, Walter Teagle, der Chef von Standard Oil und Direktor der Federal Reserve 
New York, C. E. Mitchell, Chef der National City Bank und ebenfalls Direktor der Federal 
Reserve New York, und Paul Warburg, Schöpfer und erster Vorsitzender des Aufsichtsrates 
der Federal Reserve und Vorsitzender der Manhattan Bank." 
Die Kontrolle der deutschen Produktion von synthetischem Benzin und Sprengstoffen, zwei 
der grundlegendsten Basisprodukte moderner Kriegsführung, lag also während des Zweiten 
Weltkrieges in den Händen zweier deutscher Konzerne, IG Farben und Vereinigte Stahlwerke, 
die mit Anleihen der Wall Street unter dem Dawes-Plan geschaffen worden waren. 
Auch das große Kartell AEG erhielt Darlehen von mindestens 35 Mio. Dollar. Es war zu 30 % 
im Besitz des US-Konzerns General Electric, dessen leitender Angestellter Owen Young, 
auch Morgan-Banker, hinter dem Young-Plan stand und der dann einer der ausländischen Di-
rektoren der AEG in Deutschland wurde. 
Darüber hinaus fand amerikanische Rüstungshilfe für Deutschland auch in den Automobil-
werken Opel und Ford statt, die gänzlich im Eigentum von General Motors, bzw. der Ford 
Motor Company Detroit waren. Sie waren nach Sutton die beiden größten Panzerhersteller 
Hitler-Deutschlands. In einem ARD-Film vom 29.1.2003 ist dagegen von einer vollen militä-
rischen Produktion von Lastwagen und Kettenfahrzeugen die Rede. 
"Die Nazis gewährten Opel 1936 Steuerfreiheit, um General Motors zu ermöglichen, seine 
Produktion auszuweiten." 
Es war kein Versehen, daß Deutschland im Rahmen des Versailler Vertrags allmählich aufge-
rüstet wurde. "Je gründlicher und moderner die Ausrüstung, desto zerstörerischer die deut-
sche Armee, desto blutiger der Krieg, desto gewaltiger der im Voraus feststehende Sieg der 
Alliierten ... und desto radikaler und nachhaltiger die Eroberungen der Angloamerikaner. 
Hinter dem Dawes-Plan stand weder Landesverrat noch Geldgier, sondern einzig das Fern-
ziel, einen voraussichtlichen Feind hochzurüsten, um ihn in einer (späteren) kriegerischen 
Konfrontation … wieder niederzuwerfen." 
Dazu mußte aber auch direkt die erwachende "religiöse, antisemitische Sekte in der Verklei-
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dung einer politischen Partei (d.h. der NSDAP)" gefördert werden, in deren Zentrum die ge-
eignete fanatische Führungs-Posaune sichtbar wurde, gleichsam eine Art "bösartiger Fran-
kenstein, der aber in seinem Bewußtsein immer teilweise geblendet und abhängig von seinen 
ursprünglichen Schöpfern blieb." …<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete im September 2016 im COM-
PACT-Spezial Nr. 11 (x342/38-39): >>Das Netz der Dulles-Brüder  
_ von Karel Meissner 
Die Schattenregierung (1920 bis 1945): Die feinsten Adressen der US-Hochfinanz kooperier-
ten mit Hitler - bevor sie sich mit Präsident Roosevelt auf einen Pakt einigten. 
Halbwegs gebildete Zeitgenossen erinnern sich an die Blutspuren auf der angeblich makello-
sen Weste der US-Demokratie: Die Morde an John F. Kennedy und seinem Bruder Bobby. 
Watergate und die Iran-Contra-Affäre. Die unzähligen Kriege mit den Höhepunkten in Korea, 
Vietnam, Irak und Afghanistan. Attentate und Putsche in anderen Ländern. Operationen unter 
falscher Flagge wie der 11. September 2001.  
Alle diese Ereignisse lassen sich auf ein Netzwerk zurückführen, das demokratiefeindliche 
Kreise in der US-Oligarchie schon in den 1920er Jahren knüpften und das später Teile des 
Geheimdienstes CIA und Spezialkommandos der US-Armee kontrollierte. 
Profitmaschine Versailles 
Die Schöpfer dieses Netzwerkes sind die Brüder Allen und John Foster Dulles. In den 1950er 
Jahren sollte der erstgenannte CIA-Chef, der andere US-Außenminister werden. Ihre Karriere 
begann aber bereits kurz nach dem Ersten Weltkrieg. Dabei half ihnen ihr familiärer Hinter-
grund: Ihr Großvater John Watson Foster hatte das State Department geleitet und ihr Onkel, 
Robert Lansing, war unter Präsident Woodrow Wilson (1913-1921) ebenfalls im Außenmini-
sterium gewesen. 
John Foster Dulles war der juristische Berater der US-Delegation bei den Friedensverhand-
lungen in Versailles 1919. Dort knüpfte er erste Kontakte zu den US-amerikanischen Groß-
banken, insbesondere zum führenden Geldhaus von J. P. Morgan. Ein Jahr später arbeitete 
sein Bruder Allen für das State Department in Berlin und lernte einen gewissen Hjalmar 
Schacht kennen. Drei Jahre später wurde dieser Schacht zum ersten Mal Reichsbankpräsident 
und schaffte das Kunststück, die Hyperinflation zu stoppen.  
1924 handelte er mit US-Vertretern einen Modus zur Umschuldung der deutschen Reparati-
onszahlungen aus, den sogenannten Dawes-Plan. Mit am Konferenztisch der Washingtoner 
Delegation saß der Versailles-erprobte John Foster Dulles. Kurz gesagt, sah der Dawes-Plan 
vor, daß US-Finanzhäuser Deutschland das Kapital leihen sollten, mit dem die Weimarer De-
mokratie die Kriegsschulden zurückzahlen könnte. So begann die Scheinblüte der Goldenen 
Zwanziger - eine gewaltige und für die Gläubiger hochprofitable Blase, die am Schwarzen 
Freitag 1929 platzen sollte. 
"Sie trugen ihren Teil dazu bei, dem Faschismus an die Macht zu verhelfen."  
US-Botschafter Dodd 
Zur Schaltstelle der US-Kreditvergabe an Deutschland wurde die Anwaltskanzlei Sullivan & 
Cromwell, und an den entscheidenden Schaltern dieser Kanzlei saßen die Gebrüder Dulles. 
Über sie liefen die Geldströme zwischen der Wall Street und der Weimarer Republik. Zu ih-
ren Kunden gehörten die feinsten Adressen: die Rockefellers mit ihrer Chase National Bank, 
der Eisenbahnkönig Averell Harriman sowie die Investmentbanken J. P. Morgan und Gold-
man Sachs.  
Diese Geschäftsbeziehungen wurden auch nach der Machtergreifung der Nazis fortgeführt. "In 
den dreißiger Jahren hielten beide ihre schützende Hand über US-Unternehmen in Deutsch-
land wie General Motors, ITT oder Standard Oil. ... Die IG Farben, die Dresdner Bank und die 
Vereinigten Stahlwerke von Flick und Thyssen gehörten zu ihren Klienten, dazu einige deut-
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sche Provinzregierungen", faßt Mathias Bröckers in seinem Buch Verschwörungen, Ver-
schwörungstheorien und die Geheimnisse des 11.9. zusammen. 
War das business as usual - oder heimliche Sympathie für die Nazis? Zumindest bei John Fo-
ster Dulles sprechen Indizien für Letzteres. Im März 1936 trug er an der Universität Princeton 
vor, die Machtübernahme von Mussolini und Hitler sei Teil eines "unvermeidbaren Kampfes 
zwischen diesen neuen dynamischen Nationen und statischen Nationen wie England und 
Frankreich". Es sei besser, die Konterrevolutionen in beiden Ländern zu akzeptieren, als Krieg 
zu führen. Wenn man Hitler nachgebe, seien die derzeitigen Exzesse eine vorübergehende 
Phase. Nur folgerichtig war, daß John Foster im Weiteren die USA zur Zurückhaltung auf 
dem europäischen Kriegsschauplatz mahnte und öffentlich Präsident Franklin D. Roosevelt 
als "Kriegstreiber" beschimpfte. 
Allen Dulles hatte Adolf Hitler zum ersten Mal bereits Mitte der 1920er Jahre getroffen, und 
zwar auf Vermittlung von Konzernboß Fritz Thyssen. Dieser gehörte später zu den Geschäfts-
partnern, deren Interessen die Dulles-Brüder anwaltlich vertraten - auch dann noch, als Thys-
sen dem Nazi-Führer 1932 im Düsseldorfer Industrie-Club den Weg ins Kanzleramt geebnet 
hatte. 
Im Laufe der Jahre wuchsen die US-Investitionen in Deutschland an - von 1929 bis 1940 um 
beinahe 50 Prozent. Der Berliner US-Botschafter William E. Dodd warnte bereits 1937 in der 
New York Times: "Ich hatte auf meinem Posten in Berlin oft Gelegenheit zu beobachten, wie 
nah einige unserer amerikanischen regierenden Familien dem Nazi-Regime sind. Sie trugen 
ihren Teil dazu bei, dem Faschismus an die Macht zu verhelfen, und sie sind darum bemüht, 
ihn dort zu halten." 
Der Putsch von Morgan & Co. 
Dodds Rede über die Versuche einer "Clique von US-Industriellen, unsere demokratische Re-
gierung durch einen faschistischen Staat zu ersetzen", waren nicht metaphorisch gemeint. Am 
4. März 1933 war tatsächlich ein Attentat auf den Präsidenten Franklin D. Roosevelt durchge-
führt, 1934 ein faschistischer Putsch vorbereitet worden. Von dem Kongreß-Ausschuß für 
unamerikanische Umtriebe wurde der Umsturzversuch untersucht und ausführlich dokumen-
tiert. Das politische Resümee lautete, daß einflußreiche Kreise mittels einer faschistischen 
Massenorganisation eine Diktatur in den USA errichten wollten.  
Bei dieser Organisation handelte es sich um die im August 1934 gegründete American Liberty 
League (ALL). Im Vorstand dieser Organisation waren die Spitzen der Hochfinanz vertreten: 
J. P. Morgan, DuPont, Andrew Mellon, William S. Knudsen von General Motors, Joseph N. 
Pew  jr. von Sun Oil. Mit der ALL waren mehrere Terrorgruppen assoziiert, die den Aufstand 
militärisch vorbereiteten. Dieser politische Eklat wurde heruntergespielt und - auch vom Prä-
sidenten - unter den Teppich gekehrt. Roosevelt mußte sich mit seinen potentiellen Mördern 
arrangieren. 
Der Großvater von George W. Bush wurde wegen seiner Geschäfte mit Hitler-Deutsch-
land verurteilt. 
Einige der amerikanischen Nazi-Helfer gerieten immerhin nach dem Kriegseintritt der USA 
im Dezember 1941 ins Visier der eigenen Justiz. Darunter John Prescott Bush, Vater des spä-
teren 41. und Großvater des späteren 43. Präsidenten der Vereinigten Staaten, damals Teilha-
ber des Eisenbahnkönigs Harriman. Wegen seiner Geschäfte mit Hitler-Deutschland wurden 
nach dem Kriegseintritt der USA seine Anteile an der Union Banking Corporation vom Staat 
konfisziert. 
Die Dulles-Brüder hingegen fielen nach oben. Sie stehen für die Pragmatiker unter der pro-
deutschen Fraktion des US-Establishments, die sich mit Präsident Roosevelt abfanden, nach-
dem der Putsch von 1934 gescheitert war. Ihr Zugeständnis bestand darin, sich nicht mehr 
gegen den populären Präsidenten zu stellen, sondern sich in die Kriegsanstrengungen einzu-
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klinken. Roosevelt seinerseits mußte den beiden zugestehen, möglichst viel aus der Hinterlas-
senschaft der Nazis zu retten und für die US-Nachkriegspolitik nutzbar zu machen.<< 
Am 24. Februar 1928 machte der nordamerikanische Finanzpolitiker und US-Reparations-
agent Parker Gilbert in seinem Bericht ausdrücklich auf die schnell wachsende deutsche Aus-
landsverschuldung aufmerksam und empfahl eine sofortige Überprüfung der Reparationspläne 
(x034/363).  
Die deutsche Reichsregierung verlangte am 30. Oktober 1928 in London, Paris und Brüssel 
eine sofortige gründliche Überprüfung der geforderten Reparationszahlungen, da die finanzi-
ellen Möglichkeiten des Deutschen Reiches erschöpft seien. 
Außenminister Gustav Stresemann warnte am 14. November 1928 während einer Pressekon-
ferenz vor den Folgen der zu hohen Auslandsverschuldung (x149/51): >>Ich möchte Sie bit-
ten, bei Ihren Beurteilungen der wirtschaftlichen Lage Deutschlands und auch der anderen 
hiermit zusammenhängenden Fragen den Gedanken zugrunde zu legen, daß wir in Deutsch-
land in den letzten Jahren von gepumptem Gelde gelebt haben. Wenn einmal eine Krise bei 
uns kommt und die Amerikaner ihre kurzfristigen Kredite abrufen, dann ist der Bankrott da. 
...<<  
Im Verlauf der Pariser Sachverständigenkonferenz wurde am 7. Juni 1929 der Young-Plan 
veröffentlicht. Das Deutsche Reich sollte danach noch Reparationen von 113,9 Milliarden RM 
in 68 Raten zahlen (x034/410). 
Der Reichsausschuß für das Deutsche Volksbegehren gegen den Young-Plan veröffentlichte 
am 11. August 1929 in Berlin den Entwurf des sogenannten "Freiheitsgesetzes gegen die Ver-
sklavung des deutschen Volkes" (x034/418): >>Das Deutsche Volk hat auf Volksbegehren im 
Volksentscheid das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 
§ 1 Die Reichsregierung hat den auswärtigen Mächten unverzüglich in feierlicher Form 
Kenntnis davon zu geben, daß die erzwungene Kriegschuldanerkenntnis des Versailler Ver-
trages der geschichtlichen Wahrheit widerspricht, auf falschen Voraussetzungen beruht und 
völkerrechtlich unverbindlich ist. 
§ 2 Die Reichsregierung hat darauf hinzuwirken, daß die Kriegsschuldanerkenntnis des Arti-
kels 231 sowie die Artikel 429 und 430 des Versailler Vertrages förmlich außer Kraft gesetzt 
werden. 
Sie hat ferner darauf hinzuwirken, daß die besetzten Gebiete nunmehr unverzüglich und be-
dingungslos, sowie unter Ausschluß jeder Kontrolle über deutsches Gebiet geräumt werden, 
unabhängig von Annahme oder Ablehnung der Beschlüsse der Haager Konferenz. 
§ 3 Auswärtigen Mächten gegenüber dürfen neue Lasten und Verpflichtungen nicht über-
nommen werden, die auf der Kriegsschuldanerkenntnis beruhen. …<<  
Während der Konferenz in Den Haag kam es im August 1929 zu einer Festlegung der endgül-
tigen Reparationen, Der Young-Plan sah eine Restzahlung von 34,5 Milliarden Reichsmark in 
59 Jahren vor. Danach sollte die letzte Zahlung im Jahre 1988 erfolgen (x041/90).  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über den 
"Young-Plan" (x068/216-219): >>... Man kam den Deutschen noch weiter entgegen durch 
eine Revision des Dawes-Planes, im sogenannten Young-Plan, benannt wiederum nach einem 
amerikanischen Finanzmagnaten, dem Industriellen Young.  
Man reduzierte die deutschen Reparationszahlungen im Jahr 1929 auf 37 jährliche Zahlungen 
in Höhe von 2,05 Milliarden Reichsmark, danach noch auf 22 Jahresraten bis 1988 in Höhe 
von 1,65 Milliarden Reichsmark. Und zur Sicherung der Interessen des internationalen Fi-
nanzkapitals, besonders des amerikanischen, gründete man in Basel die "Bank für internatio-
nalen Zahlungsausgleich". 
Freilich erwies sich auch der Young-Plan rasch als undurchführbar. So sah bereits das Hoo-
ver-Moratorium vom 20. Juni 1931, angeregt durch den Präsidenten Hoover, eine vorüberge-
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hende Schuldensistierung vor, eine einjährige Aussetzung interalliierter Kriegsschulden und 
Reparationszahlungen im Interesse der US-Bankiers, die um die Sicherheit ihrer Investitionen 
in Deutschland bangten. Nicht genug. Im Juni/Juli 1932, ein halbes Jahr vor Hitlers Machtan-
tritt, streicht man auf der Konferenz von Lausanne mehr als 90 % der noch im Young-Plan 
geforderten Zahlungen. 
Nun war das Motiv für all diese ja in nur wenigen Jahren Deutschland gewährten Milliarden-
Kredite selbstverständlich nichts als politische und vor allem wirtschaftliche Spekulation, 
nichts als nackte Profitsucht. Ausschließlich deshalb versuchte man den ruinierten Welt-
kriegsgegner vor einer zu starken Schwächung zu Gunsten Frankreichs, vor dem völligen fi-
nanziellen Fiasko, aber auch vor einer drohenden sozialistischen Revolution zu retten. 
Eine gewisse Stärke Deutschlands, wirtschaftlich und sogar militärisch, hatte gerade Präsident 
Wilson seit der deutschen Niederlage angestrebt. Und länger als ein Jahrzehnt wurde diese 
"amerikanische Stabilisierungspolitik in Deutschland" fortgesetzt. Noch 1931 sagte Außenmi-
nister Henry Stimson zu Präsident Hoover, daß "wir fest an die Situation Deutschlands ge-
bunden sind". 
Sofort nach dem Waffenstillstand begannen amerikanische Militärbeauftragte, "ein sehr enges 
und sogar herzliches Verhältnis zur deutschen Reichswehr aufzubauen, die uneingeschränkt 
pro-amerikanisch zu sein schien." Ebenfalls engagierten sich alsbald amerikanische Ge-
schäftsleute in der Weimarer Republik und bauten "systematisch ihren Anteil an der deut-
schen Wirtschaft aus", durch Kredite, durch Fusionen. Und indem Amerika Deutschland sta-
bilisieren half, "steigerte es natürlich dessen militärische Möglichkeiten". 
Der ganze Geldfluß kam, gewollt oder nicht, auch der insgeheim betriebenen Wiederaufrü-
stung zugute. Denn schon lange vor Hitlers Machtergreifung war diese Wiederaufrüstung ge-
plant, hatte das Militär projektiert, die Armee von sieben auf 21 Divisionen zu erweitern. Das 
dürfte den USA schwerlich unbekannt geblieben sein, zumal man es schon Ende der zwanzi-
ger Jahre relativ weit gebracht hatte. Von 8 1/3 Millionen Reichsmark Gesamtausgaben des 
Deutschen Reiches - abzüglich der Überweisungen an die Länder - entfielen bereits 1928/29 
nicht weniger als 63,5 % zur Deckung der Folgen des letzten Krieges und zur Vorbereitung 
eines neuen, nämlich 5 1/3 Milliarden RM; während aus den restlichen 3 Milliarden RM 
sämtliche andere Ausgaben bestritten werden mußten. 
Wenn sich Hitler 1931 von dem katholischen Reichskanzler Heinrich Brüning "tief beein-
druckt" zeigte, so offenbar nicht wegen seines Glaubens, sondern wegen seines enormen Rü-
stungsprogramms. Betrieb der katholische Kanzler, ein im Weltkrieg mehrfach ausgezeichne-
ter Infanterieoffizier, doch insgeheim die deutsche Wiederbewaffnung, besonders die Förde-
rung der Luftstreitkräfte.  
Die "Luftfahrtabteilung" seines Verkehrsministeriums leitete jener Hauptmann Brandenburg, 
der ein Jahrzehnt später maßgebend an der Leitung der Fliegerangriffe auf London beteiligt 
war. Flugzeugfirmen wie Junkers und Heinkel wurden bereits stark staatlich subventioniert. 
Militärflieger in 44 illegalen Ausbildungslagern geschult, und in den Tresoren lagen detaillier-
te Pläne für die Bombardierung von London, Paris und der Maginotlinie. 
Die Staatsausgaben des Deutschen Reiches für Kriegsfolgen und Kriegsvorbereitungen betru-
gen damals, beispielsweise, das Hundertfache seiner Ausgaben für Bildung! Denn warum 
Leute bilden lassen, die man doch wieder - und immer wieder! - abschlachten läßt? Oder an-
ders gesagt: Würden sich Menschen für Hasardeure und Gangster noch umbringen lassen, wä-
ren sie gebildet? Kritisch aufgeklärt? 
Das Verfassungs- und Außenpolitische Ziel des katholischen Zentrumskanzlers Brüning war 
weniger Erhaltung der Demokratie als vielmehr die Wiederherstellung der Monarchie, und 
zwar in ihrer alten Machtfülle; nicht nur militärische Gleichberechtigung Deutschlands, son-
dern, visionäre Endziele freilich vorerst, Revision der deutschen Ostgrenze, vielleicht gar ei-
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nes Tages, als Erbe der einstigen Donaumonarchie, die Führung Südosteuropas.  
"Diese Außenpolitik hat zur innerpolitischen Faschisierung Deutschlands, wenngleich unge-
wollt, einen kräftigen Beitrag geleistet, die internationalen Voraussetzungen für ein Kabinett 
Hitler geschaffen und die ersten außenpolitischen Schritte des nationalsozialistischen 
Deutschland ermöglicht". 
Nun wurde Deutschland aber nicht nur offiziell von den Vereinigten Staaten unterstützt. Es 
gab eine zusätzliche inoffizielle, eine geheime Unterstützung, von der die deutsche Öffent-
lichkeit - und nicht nur sie - bis heute nichts ahnt. Diese Unterstützung leistete die internatio-
nale Hochfinanz, ganz besonders die der USA.<<  
Der deutsche Wirtschaftsjournalist Paul C. Martin berichtete später über den "Young-Plan" 
(x286/43-44): >>... 1929 einigt man sich auf einen weiteren Reparationsplan, den der US-
Manager Owen Young ausgeheckt hatte. Wieder gab es erstmal eine Anleihe, 300 Millionen $ 
zu 5,5 %. Danach sollte Deutschland weniger zahlen: 2 Milliarden Goldmark im Schnitt, und 
das länger gestreckt: auf 59 Jahre. Die letzte Rate wäre 1988 fällig gewesen. 
Der Meister John Maynard Keynes meldete sich wieder zu Wort. Diesmal meinte er, Deutsch-
land könne zahlen. Es müsse halt nur den Gürtel enger schnallen, Löhne kürzen, die Binnen-
kaufkraft vermindern. Dann würde genug übrig bleiben. Ein Exportüberschuß müßte automa-
tisch entstehen, aus dem sich die Sieger bedienen könnten. Weder die Rückzahlung der Kredi-
te noch die Bedienung der Reparationen sei dann noch ein Problem. 
Was Keynes verzapfte, trat prompt ein. Deutschland schnallte den Gürtel enger und kriegte 6 
Millionen Arbeitslose. Hitler kam und das Elend des Nationalsozialismus ... 
Keynes hatte bewiesen, daß nichts leichter ist, als sich in wirtschaftlichen Debatten interessant 
zu machen. Dazu muß man nur alle paar Jahre das Gegenteil von dem behaupten, was man 
früher gesagt hat. Bekanntlich hat Keynes dann 1936 ein Buch zur Beschäftigungstheorie ge-
schrieben, mit der er sich wieder einmal um 180 Grad drehte: Er favorisierte wieder Geldver-
plempern statt Gürtelschnallen und macht sich zum Anwalt von ausschweifender Staatsver-
schuldung, was genau das Gegenteil von Rückzahlung war. ...<<  
Da das Volksbegehren gegen den Young-Plan bis zum 2. November 1929 die erforderliche 
Anzahl der Eintragungen erhielt (notwendig waren 10 % von 41,3 Millionen Wahlberechtig-
ten), mußte der vorgeschlagene "Gesetzentwurf gegen die Versklavung des deutschen Volkes" 
durch den Reichstag geprüft werden. 
Der Reichstag lehnte am 30. November 1929 im Verlauf der 2. Lesung den "Gesetzentwurf 
gegen die Versklavung des deutschen Volkes" nach einer Abstimmung ab.  
Am 12. März 1930 stimmte der Reichstag mit 270 gegen 192 Stimmen für die Annahme des 
Young-Plans.  
Die NS-Zeitung "Völkischer Beobachter" berichtete am 12. März 1930 über die Annahme des 
Young-Plans (x034/450): >>... Wir erklären als Spitzenorganisation des kommenden Reiches, 
daß wir nicht ruhen und rasten werden, bis mit den Novemberverbrechern auch die Verbre-
cher vom 12. März 1930 von einem deutschen Staatsgerichtshof abgeurteilt werden.<<  
Als Reichspräsident Hindenburg den nordamerikanischen Präsidenten am 20. Juni 1931 tele-
grafisch um Hilfe bat, ließ US-Präsident Hoover am 6. Juli 1931 - nach zähen Verhandlungen 
zwischen USA und Frankreich - den größten Teil der Reparationszahlungen vorübergehend 
stoppen - Zahlungsaufschub für 1 Jahr. Durch die große Massenarbeitslosigkeit - April 1931 = 
4,4 Millionen Arbeitslose, Dezember 1931 = 5,3 Millionen Arbeitslose - verschärfte sich die 
deutsche Wirtschaftskrise aber trotzdem weiter.  
Am 18. Januar 1932 veröffentlichte die Reichsregierung die bisher gezahlten Reparationslei-
stungen. Danach zahlte das Deutsche Reich von 1921-1931 Sach- und Finanzleistungen (je-
doch ohne Gebietsverluste) in Höhe von 53,2 Mrd. Gold- bzw. Reichsmark an die Sieger-
mächte (x034/573).  
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Im Verlauf der "Reparationskonferenz" von Lausanne im Juni/Juli 1932 erließen die Sieger-
mächte dem Deutschen Reich schließlich die restlichen Reparationszahlungen - bis auf einen 
Restbetrag von 3,0 Milliarden Goldmark (x063/565). Der Forderungserlaß der Siegermächte 
war keine deutschfreundliche Geste, denn es handelte sich ausschließlich um wirtschaftliche 
Interessen. Nach 13 Jahren erkannten die Franzosen und Briten endlich, daß eine weitere 
Schwächung der deutschen Volkswirtschaft auch die meisten westeuropäischen Länder nach-
haltig schädigen würde. Während dieser Reparationskonferenz wurde der berüchtigte Kriegs-
schuldparagraph nicht gestrichen.  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Reparationen" (x051/-
491): >>Reparationen, 1918/19 eingeführte Bezeichnung für Wiedergutmachungsleistungen, 
die nach einem Krieg dem Verlierer auferlegt werden.  
Aus der Alleinschuld am Ersten Weltkrieg, wie sie der Versailler Vertrag in Artikel 231 dem 
Deutschen Reich anlastete, folgerten die Siegermächte auch die alleinige deutsche Verpflich-
tung zur Leistung von Reparationen für die alliierten Kriegskosten und -schäden. Diese Repa-
rationen waren zugleich als Bestrafung gedacht und sollten Deutschland empfindlich schwä-
chen, damit es nicht wieder zu den Waffen greifen könnte.  
Über die Höhe der Reparationen bestand selbst unter den Siegern keine Einigkeit: Zunächst 
wurde eine vorläufige Leistung von 20 Milliarden Goldmark für die Jahre 1919-21 festgelegt, 
auf einer Reihe von Konferenzen ergab sich dann eine Gesamtforderung von 226 Milliarden 
Goldmark im Januar 21, dem von deutscher Seite nur ein Angebot von 30 Milliarden gegenü-
berstand. Der Konflikt eskalierte im Ruhrkampf und konnte auch durch ein alliiertes Ultima-
tum vom 5.5.21 auf der 2. Londoner Konferenz … nicht bereinigt werden. … 
Am 1.7.31 trat das einjährige sogenannte Hoover-Moratorium für alle interalliierten Kriegs-
schulden wie für die Reparationen in Kraft, die dann mit dem Lausanner Abkommen vom 
9.6.32 … ganz gestrichen wurden.  
Nach deutschen Angaben hatte das Reich bis dahin Reparationsleistungen im Wert von 53 
Milliarden Goldmark erbracht, ein Aderlaß, dessen politischer Preis eine wachsende Radikali-
sierung war. Die Reparationen als sichtbarste und schmerzhafteste Folge des Versailler Ver-
trages trugen damit wesentlich zur Ablehnung des republikanischen Systems in Deutschland 
bei und nährten insbesondere die nationalsozialistische Agitation.<<  
Das "Handelsblatt" berichtete am 1. Oktober 2010 über die letzten deutschen Reparationszah-
lungen für den Ersten Weltkrieg: >>Letzte Zahlungen 
Das späte Ende des Versailler Vertrags 
Am 3. Oktober sind die letzten deutschen Reparationszahlungen für den 1919 geschlossenen 
Friedensvertrag fällig. Damit läßt das wiedervereinigte Deutschland die Schrecken der Ver-
gangenheit hinter sich, ohne sie zu vergessen. ... 
Am kommenden Sonntag enden die Zahlungen für den Versailler Vertrag. Die meisten Deut-
schen dürften davon nichts wissen, schließlich ist der Friedensvertrag von 1919 ein längst ab-
geschlossenes Kapitel. ... 
Es ging dabei unter anderem auch um die Dawes- und Young-Anleihen, zwei Bonds, mit de-
nen den Deutschen in den 20er-Jahren die Reparationszahlungen durch zeitliche Streckung 
etwas erleichtert werden sollten. ...<<  
 


